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Ein Unterrichtsprojekt des Gymnasiums Heide-Ost in Kooperation
mit dem Bundesverein „Gegen Vergessen – Für Demokratie“

und der Stiftung gegen Extremismus und Gewalt in Heide und Umgebung

Völkermord und die Grenzen des Rechts –
Fritz Bauer und der 1. Frankfurter
Auschwitz-Prozess (1963 – 1965)
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Ermöglicht wurde dieses Unterrichtsprojekt mit zwei Projektreisen und diesem 
Buch durch die gute Zusammenarbeit des Gymnasiums Heide-Ost mit der Heider 
Stiftung gegen Extremismus und Gewalt und dem Verein „Gegen Vergessen - Für 
Demokratie“. Allen nachstehenden Unterstützern danken wir sehr herzlich, die zur 

Finanzierung dieses Projektes beigetragen haben 
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Ermöglicht wurde dieses Unterrichtsprojekt mit zwei Projektreisen
und diesem Buch durch die gute Zusammenarbeit des Gymnasiums Heide-Ost

mit der Heider Stiftung gegen Extremismus und Gewalt und dem Verein
„Gegen Vergessen – Für Demokratie“. Allen nachstehenden Unterstützern dan-
ken wir sehr herzlich, die zur Finanzierung dieses Projektes beigetragen haben.
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Völkermord und die Grenzen des Rechts –
Fritz Bauer und der 1. Frankfurter
Auschwitz-Prozess (1963 – 1965)



4

Vorwort der Stiftung „Gegen Extremismus 
und Gewalt in Heide und Umgebung“ und 
der Leitung der Sektion Westküste SH von 
„Gegen Vergessen – Für Demokratie“

Die Heider Stiftung arbeitet seit 2005 vorwiegend mit Schulklassen in Schleswig-Hol-
stein an Projekten, welche das Geschichts- und Demokratiebewusstsein für unsere 
freie Gesellschaft stärken. Seit 2015 ist als Partner der bundesweite Verein „Gegen 
Vergessen - Für Demokratie“ hinzugekommen und hat die Arbeit enorm beflügelt. 
Nur durch Unterstützung im In- und Ausland konnte deshalb das Unterrichtsprojekt 
„Völkermord und die Grenzen des Rechts – Fritz Bauer und der 1. Frankfurter Au- 
schwitz-Prozess (1963 – 1965)“ mit zwei Informationsfahrten und dem Buchdruck 
realisiert werden. Ebenso wertvoll war die Zusammenarbeit mit dem Landesbeauf-
tragten für politische Bildung SH Dr. Christian Meyer-Heidemann, die Kooperation 
mit der Internationalen Jugendbegegnungsstätte in Oświc̨im/Auschwitz und die Zu-
sammenarbeit mit dem pädagogischen Zentrum des Fritz-Bauer-Instituts in Frankfurt 
am Main. Dank gilt ebenso dem Direktor Gerhard Thomas und dem Kollegium des 
Gymnasiums Heide-Ost für die Unterstützung des Projekts und das Verständnis für 
projektbedingte Eingriffe in den Unterrichtsalltag.

Die ruhigen Zeiten in unserer Demokratie scheinen vorbei zu sein. Zunehmender Na-
tionalismus, Populismus, Antisemitismus, Fremdenfeindlichkeit und auffällige Defizite 
in der Geschichtsbildung zeigen sich in Europa, in der Welt und besonders in den so-
zialen Netzwerken. Deshalb ist historisch-politische Bildung in der Schule eine noch 
wichtigere Aufgabe geworden.
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Die deutsche Philologenchefin Susanne Lin-Klitzing erklärte dazu im Januar 2018 
in der „Welt“ u.a.:

	 Jede Generation muss Demokratie neu lernen!

	 Das politische Wissen verfällt, das belegen Studien!

	 Die Schule bildet im Kleinen das ab, was Gesellschaft im Großen ist.
	 Fast alles, was wir in der Demokratie an Mitbestimmungsmöglichkeiten haben,
	  kann in der Schule eingeübt werden!

Demokratie braucht Vorbilder und keine Helden!

Die 12. Klasse des Gymnasiums Heide-Ost hat entsprechend dieser demokratischen 
Kultur nach dem auffordernden Beschluss der Schulkonferenz auch dafür geworben, 
Fritz Bauer als neuen Schulnamen vorzuschlagen und dafür ein Gutachten vorge-
legt. Für diese Arbeit haben die Schülerinnen und Schüler lokal und überregional viel 
Anerkennung erworben. Sie haben über den lokalen Tellerrand geschaut; denn Fritz 
Bauer steht für ein demokratisches, rechtstaatliches Europa.

Wir sind überzeugt davon, dass diese systematische Facharbeit genau in das Profil 
einer Europa- und Kulturschule passt. Die Rechercheergebnisse sind Grundlage und 
Ansporn für weitere Bildungsinitiativen für den Erhalt unserer Demokratie und für 
die Stärkung von Zivilcourage. Denn unsere demokratische Grundordnung braucht 
eine aufgeklärte Erinnerungskultur und keine „Deckel-drauf-Methode“. Wir sind ver-
pflichtet, unsere Kinder über die Geschichte Deutschlands zu informieren, damit sie 
nicht auf solche Politiker reinfallen, die z.B. das Berliner Holocaust-Mahnmal für ein 
Denkmal der Schande halten.

Die Stiftung wird mit diesem Buch dafür sorgen, dass es nicht nur Schülerinnen und 
Schülern, Eltern, Großeltern, Schulbibliotheken, öffentlichen Archiven und Medien 
kostenlos übergeben wird, sondern für Jedermann auch kostenlos als PDF-Datei von 
unseren Internetseiten (www.stiftung-geug-heide.de) runtergeladen werden kann. 

Wir danken von ganzem Herzen den örtlichen und überregionalen Unterstützern, 
Sponsoren und allen an der Durchführung dieses Projektes und der Erstellung dieses 
kleinen Buches Beteiligten. Alle Arbeit wurde ehrenamtlich geleistet.

Heide im Februar 2018

Berndt Steincke
Vorsitzender der Stiftung GEuG

und von „Gegen Vergessen
– Für Demokratie“

 – Sektion Westküste SH –

Dr. Matthias Duncker
stellv. Vorsitzender der Stiftung GEuG

und von „Gegen Vergessen
– Für Demokratie“

– Sektion Westküste SH –
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Grußwort

Bundespräsident a.D.
Dr. Joachim Gauck

Warum beschäftigen sich Schülerinnen und Schüler ein Jahr lang mit komplexen his-
torischen und juristischen Sachverhalten, recherchieren in Archiven zu einem Prozess, 
der über ein halbes Jahrhundert zurückliegt? Weil es ein Mensch war, der diesen Pro-
zess ins Rollen brachte, eine beeindruckende, vielschichtige Persönlichkeit, die auch 
heute noch junge Menschen begeistern und herausfordern kann. 

Fritz Bauer war in vielerlei Hinsicht eine Ausnahme im Rechtswesen der frühen Bun-
desrepublik: einer, der während der NS-Zeit am eigenen Leib erfahren hatte, was es 
bedeutet, rechtlos zu sein, ein Geflüchteter, der sich auf den Schutz durch staatliche 
Gewalt nicht mehr verlassen konnte. Einer, der dann zurückkam nach Deutschland, um 
einen stabilen Rechtsstaat mitzugestalten, der das Entstehen  einer demokratischen 
Gesellschaft ermöglicht. Er setzte auf die Entwicklung der Deutschen von Untertanen 
und Befehlsempfängern zu mündigen, verantwortungsbewussten Bürgerinnen und 
Bürgern. 

Fritz Bauer widmete sich konsequent der strafrechtlichen Verfolgung der nationalso-
zialistischen Menschheitsverbrechen, weil er dies für die Grundlage seiner Vorstellung 
von einer gerechteren und menschlicheren Gesellschaft hielt. Damit hatte er viele Ju-
risten zum Feind, die nicht an ihre eigene Rolle im NS-Staat erinnert werden wollten 
– als Schweigende, als Mitläufer oder Mittäter. Wieder wurde er zum Außenseiter, zum 
„Nestbeschmutzer“. Außerhalb seines Dienstzimmers fühlte er sich im „feindlichen 
Ausland“. Fritz Bauer glaubte an das Recht, aber er misstraute den Juristen. An diesem 
Zwiespalt ist er vermutlich zerbrochen, frustriert über den ausbleibenden Sinneswan-
del seiner Zeitgenossen. Zum strahlenden Held, der seine Ziele erreicht, taugt Fritz 
Bauer nicht. Aber auch heute können wir von ihm lernen, dass wir Menschen bei unse-
rem Handeln eine Wahl haben, ob wir uns nur anpassen oder Dinge bewegen, selbst 
unter schwierigsten Bedingungen. 

Allen Menschen, die – ob als Schüler, Lehrer oder Ehrenamtliche – sich in Projekten 
wie diesem engagieren, sage ich meine Anerkennung. Sie helfen, uns die Geschichte 
zu vergegenwärtigen, um für die Zukunft aus ihr zu lernen. 

Foto: Harry Soremski
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Grußwort

Eine Woche lang haben Schülerinnen und Schüler des Unterrichtsprojekts am Gym-
nasium Heide-Ost im November 2017 in Frankfurt am Main die Spuren Fritz Bauers 
und die historischen Zusammenhänge des Auschwitz-Prozesses erkundet. Sie waren 
auf diese Woche der Recherchen sehr gut vorbereitet. Ihr Besuch im Fritz Bauer Insti-
tut, das sich mit der Geschichte und Wirkung des Holocaust befasst, schloss Gesprä-
che mit Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Instituts ein und zeigte die Kompe-
tenz der jungen Leute in juristischen und zeitgeschichtlichen Fragen. Auch mit dem 
Präsidenten des Landgerichts Frankfurt sprachen sie – im ehemaligen Dienstzimmer 
Fritz Bauers. Ihr Wissen über Fakten des Prozesses, über die Angeklagten und die Tat-
vorwürfe ist beeindruckend.

In diesem Buch reflektieren sie nun als Autorinnen und Autoren die grundsätzlichen 
Fragen, die ein Strafprozess aufwirft, der sich mit den Massenverbrechen an den euro-
päischen Juden beschäftigt. Sie ergründen auf engagierte Weise ein höchst komple-
xes Thema. Und sie kommen zu wichtigen Befunden. Beispielsweise diskutieren sie, 
wie notwendig, aber auch wie schwierig es ist, zwischen einem juristisch korrekten 
Verfahren und der Suche nach Gerechtigkeit zu unterscheiden. Oft ist das eine nicht 
mit dem anderen identisch. Auch kommen sie zu der grundlegenden Erkenntnis, 
dass ein Völkermord nicht aus den Motiven einzelner Täter zu verstehen ist. Vielmehr 
gilt es, historische Kontexte zu erschließen und insbesondere die Frage nach gesell-
schaftlicher Verantwortung zu stellen. Die Feststellung der Autorinnen und Autoren 
im Nachwort, dass eine differenzierte Beschäftigung mit gesellschaftlichen Prozessen 
geradezu erforderlich ist, die zu einem solchen Verbrechen führen, die es tragen und 
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die seiner Aufarbeitung womöglich im Wege stehen, verweist auf ihre Sensibilität im 
Umgang mit dem Thema – und auf einen Lernerfolg.

Historisches Lernen ist freilich nicht der einzige Ertrag dieses Projekt. Die Demokratie-
kompetenz der jungen Leute zeigte sich vielmehr auch im selbstbewussten Gespräch 
mit den Experten und in der Fähigkeit, zeitgeschichtliche Zusammenhänge zu ord-
nen und zu präsentieren. 

Fritz Bauer ging es um juristische Aufklärung und nicht minder auch um die „Selbstauf-
klärung unserer Gesellschaft“ über die Verbrechen des Holocaust. Das war ein denk-
bar hoher Anspruch, an dem er konsequent festhielt. Die Botschaft aus der Erfahrung 
des Nationalsozialismus, so Bauer, lautet: Die Bürgerinnen und Bürger sind verpflich-
tet, sich jedem Verstoß gegen die Würde des Menschen – also Artikel 1 des Grundge-
setzes – entgegen zu stellen. Sie müssen lernen, „nein“ zu sagen. Eine Schule, die sich 
nach Fritz Bauer benennen möchte, würdigt dessen Lebensleistung, deren Relevanz 
für unsere Gegenwart außer Frage steht.

Prof. Dr. Sybille Steinbacher

Direktorin des Fritz Bauer Instituts (Frankfurt am Main)
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Liebe Schülerinnen und Schüler des Oberstufen-Profilkurses
Geschichte am Gymnasium Heide-Ost,

Ihr außergewöhnliches schulisches Engagement im Projekt „Völkermord und die 
Grenzen des Rechts“ hat mich sehr beeindruckt. Sie haben sich mit Ihren Exkursionen 
nach Auschwitz, Krakau und Frankfurt a.M. ein umfangreiches Bild von der national-
sozialistischen Schreckensherrschaft, der Shoa und der problematischen juristischen 
Aufarbeitung der NS-Verbrechen gemacht.

Im Zentrum dieser Begegnung mit unserer Geschichte standen für Sie der Jurist und 
Generalstaatsanwalt Fritz Bauer, sein Mut und seine Verdienste für das Zustandekom-
men des 1. Frankfurter Auschwitz-Prozesses (1963 – 1965).

Die Auseinandersetzung mit diesem anspruchsvollen Thema offenbart zwangsläufig 
einen regionalen Bezug. In der Zeit des Nationalsozialismus gab es in Heide und Dith-
marschen zugleich Täter und Leidtragende. Dies bezeugen u.a. Kriegs- und Zwangsar-
beitergräber, Stolpersteine sowie zahlreiche Menschenschicksale, die in den Archiven 
studiert werden können. Damit haben sich in der letzten Zeit die Schülerinnen und 
Schüler beider Heider Gymnasien befasst.

Sie haben mit Ihrem Besuch in Polen auch einen Beitrag zur europäischen Verständi-
gung geleistet. Denn wir können ein geeintes Europa nur dann erreichen, wenn wir 
miteinander über Ländergrenzen hinweg über unsere gemeinsame Geschichte ins 
Gespräch kommen. Das Informieren und Austauschen über Kultur, Politik und Ge-
schichte unserer europäischen Nachbarn ist eine Grundvoraussetzung für ein friedli-
ches Zusammenleben in Europa.

Damit haben Sie über fast ein Jahr hinweg ein herausragendes Projekt der histo-
risch-politischen Bildung auf die Beine gestellt. Dafür danke ich Ihnen und Ihrem 
überaus engagierten Lehrer, StR Dr. Matthias Duncker, ganz herzlich. Daneben gilt 
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mein Dank Berndt Steincke, der als Sprecher der Sektion Westküste Schleswig-Hol-
stein von „Gegen Vergessen – Für Demokratie“ und Vorsitzender der „Stiftung gegen 
Extremismus und Gewalt in Heide und Umgebung“ das Projekt begleitet hat. Auch ich 
habe Ihr Projekt sehr gerne unterstützt.

Fritz Bauer steht wie kaum ein zweiter in der bundesdeutschen Geschichte für Zivil-
courage. Die Übernahme gesellschaftlicher Verantwortung war seine Lebensaufgabe. 
Er hat weit über seine beruflichen Aufgaben hinaus und unter schwersten Anfeindun-
gen für Anstand in der jungen Demokratie gekämpft. Sie haben mit Ihrem Projekt 
und dem nun vorliegenden Buch diese gesellschaftliche Verantwortung angenom-
men und weitergeführt. Und Ihr Projekt hat deutlich gemacht, dass Fritz Bauer ein 
Name ist, der jeder Schule zur Ehre gereicht. Daher gratuliere ich Ihnen zu diesem 
Namensvorschlag!

Mit herzlichen Grüßen

Ihr

Dr. Christian Meyer-Heidemann
Landesbeauftragter für politische Bildung

Liebe Schülerinnen und Schüler des Oberstufen-Profilkurses Geschichte am Gymnasium Heide-Ost, 
 
Ihr außergewöhnliches schulisches Engagement im Projekt „Völkermord und die Grenzen des Rechts“ hat 
mich sehr beeindruckt. Sie haben sich mit Ihren Exkursionen nach Auschwitz, Krakau und Frankfurt a.M. 
ein umfangreiches Bild von der nationalsozialistischen Schreckensherrschaft, der Shoa und der 
problematischen juristischen Aufarbeitung der NS-Verbrechen gemacht. 
 
Im Zentrum dieser Begegnung mit unserer Geschichte standen für Sie der Jurist und Generalstaatsanwalt 
Fritz Bauer, sein Mut und seine Verdienste für das Zustandekommen des 1. Frankfurter Auschwitz-
Prozesses (1963 - 1965). 
 
Die Auseinandersetzung mit diesem anspruchsvollen Thema offenbart zwangsläufig einen regionalen 
Bezug. In der Zeit des Nationalsozialismus gab es in Heide und Dithmarschen zugleich Täter und 
Leidtragende. Dies bezeugen u.a. Kriegs- und Zwangsarbeitergräber, Stolpersteine sowie zahlreiche 
Menschenschicksale, die in den Archiven studiert werden können. Damit haben sich in der letzten Zeit die 
Schülerinnen und Schüler beider Heider Gymnasien befasst. 
 
Sie haben mit Ihrem Besuch in Polen auch einen Beitrag zur europäischen Verständigung geleistet. Denn 
wir können ein geeintes Europa nur dann erreichen, wenn wir miteinander über Ländergrenzen hinweg 
über unsere gemeinsame Geschichte ins Gespräch kommen. Das Informieren und Austauschen über 
Kultur, Politik und Geschichte unserer europäischen Nachbarn ist eine Grundvoraussetzung für ein 
friedliches Zusammenleben in Europa. 
 
Damit haben Sie über fast ein Jahr hinweg ein herausragendes Projekt der historisch-politischen Bildung 
auf die Beine gestellt. Dafür danke ich Ihnen und Ihrem überaus engagierten Lehrer, StR Dr. Matthias 
Duncker, ganz herzlich. Daneben gilt mein Dank Berndt Steincke, der als Sprecher der Sektion Westküste 
Schleswig-Holstein von „Gegen Vergessen – Für Demokratie“ und Vorsitzender der „Stiftung gegen 
Extremismus und Gewalt in Heide und Umgebung“ das Projekt begleitet hat. Auch ich habe Ihr Projekt sehr 
gerne unterstützt. 
 
Fritz Bauer steht wie kaum ein zweiter in der bundesdeutschen Geschichte für Zivilcourage. Die 
Übernahme gesellschaftlicher Verantwortung war seine Lebensaufgabe. Er hat weit über seine beruflichen 
Aufgaben hinaus und unter schwersten Anfeindungen für Anstand in der jungen Demokratie gekämpft. Sie 
haben mit Ihrem Projekt und dem nun vorliegenden Buch diese gesellschaftliche Verantwortung 
angenommen und weitergeführt. Und Ihr Projekt hat deutlich gemacht, dass Fritz Bauer ein Name ist, der 
jeder Schule zur Ehre gereicht. Daher gratuliere ich Ihnen zu diesem Namensvorschlag! 
 
Mit herzlichen Grüßen 

Ihr  

 

 

Dr. Christian Meyer-Heidemann 
Landesbeauftragter für politische Bildung 

 

 
 
 

Dr. Christian Meyer-Heidemann 
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Fritz-Bauer-Gymnasium – Weshalb dieser Name perfekt passt

von

Bastian Dittmann (12c, Geschichtsprofil)
Wie die meisten von euch sicherlich schon mitbekommen haben, befindet sich das GHO zur-

zeit in einer sehr spannenden Situation. Bis Februar dieses Jahres wird nämlich darüber de-

battiert, ob die Schule einen neuen Namen erhalten soll – und wenn ja, welchen. Wir, die 

Schüler/-innen der Klasse 12c, finden, dass dies die perfekte Gelegenheit ist, endlich von 

dieser ausgesprochen langweiligen Ortsbezeichnung GHO wegzukommen und die Schule 

nach einer historischen, bundesdeutschen Persönlichkeit zu benennen. Wir plädieren für 

das „Fritz-Bauer-Gymnasium“ und finden, dass es für unsere Schule keinen passenderen 

Namen gibt:

Was Fritz Bauer in seiner damaligen Position als hessischer Generalstaatsanwalt geleistet 

hat, gilt es heutzutage definitiv zu würdigen. Schließlich initiierte er gegen erhebliche Wider-

stände (u.a. aus Politik und Justiz) den 1. Frankfurter Auschwitz-Prozess von 1963 – 1965, 

bei dem deutsche NS-Verbrecher für ihre begangenen Untaten angeklagt und auch verurteilt 

wurden, nachdem zuvor in der Bundesrepublik diese Verbrechen jahrelang verdrängt worden 

waren. Er war überdies entscheidend für die Verhaftung von Adolf Eichmann mitverantwort-

lich, einem der Hauptverantwortlichen für den Holocaust (Eichmann organisierte die Vertei-

lung der zur Vernichtung Bestimmten auf die Konzentrations- und Vernichtungslager im 

deutschen Herrschaftsgebiet). Mit diesem Prozess konnte das Thema Auschwitz nicht mehr 

totgeschwiegen werden und es begann eine Auseinandersetzung mit den deutschen Ver-

brechen – die bis heute andauert!
Das GHO hat (neben ein paar wenigen Schulen in Schleswig Holstein) den besonderen 

Status einer Europaschule, da es Schulpartnerschaften zu Schulen aus anderen europä-

ischen Ländern pflegt. Aus diesem Anlass wurden auch die einzelnen Klassen nach euro-

päischen Ländern gestaltet. Ein Fritz-Bauer-Gymnasium würde zu diesem Status perfekt 

passen. Bundesdeutsche Persönlichkeiten, wie Fritz Bauer, haben erst dazu beigetragen, 

dass unsere europäischen Nachbarn Vertrauen in unsere junge Demokratie gewannen –

nach den Geschehnissen der NS-Vernichtungspolitik war und ist das keine Selbstver-

ständlichkeit! Auch deswegen ist der Name sehr sinnvoll, da er unsere Bereitschaft offenlegt, 

sich weiter mit dem Thema zu befassen, und der Name Fritz Bauer einen Symbolcharakter

für die Aufarbeitung der NS-Herrschaft besitzt. Da die Opfer des Holocaust aus ganz Europa 

stammten, passt dieser Name u.E. zu einer Europaschule. Auch zu einer Kulturschule passt 

der Name eines Mannes, der sich gegen die Unkultur des Nationalsozialismus und deren 

Verdrängung gestellt hat.
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Außerdem gibt es noch einen regionalen Bezug. Schließlich lebten auch in Dithmarschen 

Leidtragende des Holocausts, wie z.B. die jüdische Lehrerin Lilly Wolff (die später im Kon-

zentrationslager Riga umgekommen ist) und es gab auch zahlreiche Täter (die u.a. einen 

Großteil des Lagerpersonals im KZ Neuengamme bei Hamburg stellten). Daher hätte der 

Name durchaus regionalen Bezug, denn dies muss an dieser Stelle betont werden: Fritz 

Bauer setzte sich mit dem 1. Frankfurter Auschwitz-Prozess nicht nur für Lilly Wolf, sondern 

für alle ein, die unter der NS-Gewaltherrschaft zu leiden hatten. Er richtete sich nach dem 1. 

Artikel unseres Grundgesetzes: „Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten 

und zu schützen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt“. Diese Worte ließ Bauer als 

Generalstaatsanwalt in Braunschweig und Frankfurt am Main an die Außenfassade der 

Gerichtsgebäude anbringen und erfüllte sie mit Leben.

Nicht nur der Name, sondern auch die einzelnen Taten und Leistungen, die hinter diesem 

Namen stehen, werden mit einer Schulumbenennung geehrt und in angemessenem Maße 

gewürdigt. Der Namenswechsel würde ebenfalls zu einer weiterführenden Auseinander-

setzung beitragen, da wir so zeigen, dass dieses Thema nicht vergessen werden darf, ge-

rade in einer Zeit, in der rechtsradikales Gedankengut wieder in Mode zu kommen scheint. 

So kann vielleicht auch bei Interessierten der Wunsch entstehen, genauer hinzuschauen und 

zu erfahren, wer Fritz Bauer nun eigentlich war und was er vollbracht hat. Denn an dieser 

Stelle möchte ich noch einmal hervorheben, dass seine Taten keine Selbstverständlichkeit 

waren, im Gegenteil, sie sind vielmehr als Meilensteine aufzufassen in einer Zeit, in der die 

Täter die Helden waren und die Leidtragenden ein Schattendasein führten. Es war seinerzeit 

so, dass das Thema am liebsten hätte totgeschwiegen werden sollen, da viele hochrangige 

Positionen (z.B. in der Politik und Justiz) von ehemaligen Nationalsozialisten und von 

Sympathisanten des ehemaligen Regimes besetzt waren. Die Täter konnten bis zu diesem 

Prozess ein unbehelligtes und normales Leben führen – oftmals im Wohlstand.

Dass wir heute das Glück haben, in einer toleranten Gesellschaft lernen und aufwachsen zu 

dürfen, verdanken wir im besonderen Maße bundesdeutschen Persönlichkeiten wie Fritz 

Bauer, der damals von seinen Gegnern wegen seiner Homosexualität, seiner jüdischen Her-

kunft, wegen seines erzwungenen Exils während der NS-Zeit und seiner Sympathie für die 

Sozialdemokratie heftig angegriffen wurde.

Meine Ausführungen möchte ich mit einem Zitat von Fritz Bauer abschließen, dass sein 

mutiges Handeln und seine Verdienste sehr gut zusammenfasst: „Wenn ich mein 
[Dienst-]Zimmer verlasse, betrete ich feindliches Ausland“. Fritz Bauer ist ein Symbol für 

ein engagiertes Eintreten für Demokratie – mit all ihren essentiellen Attributen 

(Rechtstaatlichkeit, Sozialstaat, Toleranz und Vielfalt). Dies sind die Grundvoraussetzungen 

für ein friedvolles Zusammenleben, die heute wieder mehr denn je in Frage gestellt und be-

kämpft werden.
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I. Einleitung

1. Das Konzept

Die Idee, das Unterrichtsprojekt in ein Buch münden zu lassen, entsprang dem Interesse,

eine öffentliche Diskussion anzuregen über den juristischen Umgang mit dem NS-Völker-

mord in den Grenzen des bundesdeutschen Strafrechts, über die wichtige Bedeutung des

hessischen Generalstaatsanwalts Fritz Bauer für das Zustandekommen des 1. Frankfurter

Auschwitz-Prozesses, über die vielfältigen Probleme, mit denen er und seine Mitstreiter zu

kämpfen hatten – somit über die komplizierte bundesrepublikanische Vergangenheitspolitik

in den 1960er Jahren.

Wir sind uns der Tatsache bewusst, dass dieses Thema polarisieren wird, da immer noch

viele Menschen die NS-Vergangenheit Deutschlands und die Rolle ihrer Familien wider

besseres Wissen in den Mantel des Schweigens hüllen wollen. Doch gerade in einer Zeit, in

der die Zahl der Zeitzeugen immer mehr reduziert und die Zeitgeschichte zur Geschichte

wird, muss weiterhin an das Geschehene erinnert werden. Um dieses schwierige Unter-

fangen zu unterstützen, wurde dieses Buch verfasst.

Im Absatz (I.2) werden die Motive, Ziele und Aufgaben der historisch-politischen Bildung

in unserer Zeit skizziert. Daran schließen sich im Teilkapitel (I.3) Aussagen über die Ge-

schichte des Konzentrations- und Vernichtungslagers Auschwitz-Birkenau sowie eine Ein-

führung in den Themenkomplex des 1. Frankfurter Auschwitz-Prozesses an. Überdies wird in

der Einleitung durch Ausführungen zum Nürnberger Hauptkriegsverbrecher-Prozess (I.4.1),

zum Ulmer Einsatzgruppen-Prozess (I.4.2) sowie zum Eichmann-Prozess in Jerusalem

darauf eingegangen, inwieweit die genannten Verfahren als wichtige Meilensteine bei der

Ahndung von NS-Verbrechen zu betrachten sind. Das zweite Kapitel (II.) widmet sich ganz

dem Wirken von Fritz Bauer hinsichtlich der Aufarbeitung der NS-Vergangenheit und der

Rolle des hessischen Generalstaatsanwalts im 1. Frankfurter Auschwitz-Prozess. Bauers Er-

fahrungen mit der NS-Diktatur wird ebenso Raum gegeben wie seinen Hoffnungen und Ent-

täuschungen hinsichtlich einer neu formierten republikanischen Justiz und einem refor-

mierten Strafrecht in der Bundesrepublik. In den Abschnitten III. und IV. dieses Buches wird

zum einen erläutert, dass die bundesdeutschen NS-Verfahren allesamt im Rahmen des

deutschen Strafrechts abliefen und der Subjektivismus die Basis dieses Strafrechts darstellt.

Dieser Subjektivismus prägt die Grundbegriffe „Mord und Totschlag“, „Täter und Gehilfe“

sowie „Schuld und Strafe“. Zum anderen wird erläutert, inwiefern die widersprüchliche Recht-

sprechung des Bundesgerichtshofs Anfang der 1960er Jahre die Arbeit von Fritz Bauer und

seinen Mittstreitern erheblich erschwerte. Durch diese Vorgehensweise werden die juris-

tischen Probleme des 1. Frankfurter Auschwitz-Prozesses verständlich herausgearbeitet.

Das fünfte Kapitel (V.) thematisiert am Beispiel des Gutachtens von Jürgen Kuczynski (zur

Rolle der IG-Farben und des KZ Monowitz) die Auswirkungen des Ost-West-Konflikts auf
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den 1. Frankfurter Auschwitz-Prozess. In einer Schlussbetrachtung werden die Arbeitsergeb-

nisse akzentuiert (VI).

2. Die Bedeutung der historisch-politischen Bildung in unserer Zeit

Im Bereich der historisch-politischen Bildung, die sich mit dem Holocaust beschäftigt, stehen

verschiedene Motive, Ziele und Aufgaben im Vordergrund. Ein Ziel ist die Idee, was mit

historisch-politischer Bildung erreicht werden soll, während eine Aufgabe konkret das je-

weilige Vorgehen beschreibt.

Bei der Betrachtung wichtiger Motive sind drei Aspekte von besonderer Bedeutung:

Erstens steht die Geschichtswissenschaft vor dem Problem, dass die NS-Zeit von der Zeit-

geschichte in die Geschichte abwandert. Somit gibt es immer weniger Zeitzeugen, die von

den damaligen Ereignissen berichten können. Hieraus resultiert die Notwendigkeit, sich (zum

Beispiel im Schulunterricht) mit dem Holocaust zu beschäftigen. Zweitens soll die historisch-

politische Bildung Aufklärungsarbeit betreiben. Die Bevölkerung soll über die Umstände

während des Dritten Reiches informiert werden, um aus der Vergangenheit lernen zu

können. Hieraus resultiert das dritte wesentliche Motiv der Auseinandersetzung mit der

rassenideologisch begründeten Massenvernichtung, nämlich die Prävention gegen den Tota-

litarismus. Es soll verhindert werden, dass es erneut zu einem totalitären und somit unfrei-

heitlichen und undemokratischen Staat auf deutschem Boden kommen kann.

Aus den formulierten Motiven ergeben sich nun die Ziele historisch-politischer Bildung:

Zunächst einmal soll, im Zuge der Prävention gegen den Totalitarismus, der Konflikt

zwischen Freiheit und Totalitarismus aufgezeigt werden. Dem Regime der Nationalsozia-

listen und seiner Weltanschauung wird hierbei die heutige Bundesrepublik Deutschland und

ihre freiheitliche und demokratische Grundordnung gegenübergestellt, um ein Verständnis

für die Diskrepanz zwischen einer Demokratie und einem autoritären Staat zu erreichen. Ein

weiteres Ziel der historisch-politischen Bildung ist die rationale Identifizierung mit dem

eigenen Staat. Dabei geht es, im Gegensatz zum klassischen Patriotismus, darum, den

deutschen Staat in seiner heutigen Form aufgrund seiner Rechtsstaatlichkeit und seiner

demokratischen Grundordnung zu schätzen. Identifizierung bezieht sich hierbei also nicht

direkt auf den Staat an sich, sondern eher auf die Werte der Freiheit und Gleichheit aller

Bürgerinnen und Bürger. Durch die Kenntnis der Geschichte des Staats entsteht eine weitere

Integrationskraft. Des Weiteren soll ein Verständigungsprozess zwischen den Generationen

erzielt werden. Hierfür ist es wichtig, die Verquickung der Täter und Mitläufer zu thema-

tisieren. Anstatt über die damalige Generation eine Kollektivschuld zu verhängen, soll jedoch

das individuelle Schuldprinzip angewandt werden. Das bedeutet, dass die jeweiligen Lebens-

umstände der Menschen und ihre Beweggründe mit in Betracht gezogen werden. Schließlich

soll durch die Beschäftigung mit dem Holocaust Betroffenheit geweckt werden. Auch hier-
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durch wird eine persönliche Erkenntnis bei den Schülerinnen und Schülern geweckt, die der

Prävention gegen den Totalitarismus dient.

Auf Grundlage dieser Ziele ergeben sich nun konkrete Aufgaben für die historisch-po-

litische Bildung: Der Zusammenhang zwischen dem Fundament und dem Exzess des

Systems, also zwischen der nationalsozialistischen Weltanschauung und dem Holocaust,

soll deutlich hervorgehoben werden. Somit wird klar, dass es sich bei der systematischen

Judenvernichtung eben nicht um einen Sonderfall und einen Auswuchs handelte, sondern

dass der Holocaust seine Wurzeln in der nationalsozialistischen Ideologie findet. Hieraus re-

sultiert eine Prävention gegen den Totalitarismus. Zudem soll die Aufmerksamkeit der

Schülerinnen und Schüler auch auf die Verlockungen des Totalitarismus gerichtet werden,

um somit eine noch effektivere Prävention gegen faschistische und andere autoritäre Welt-

anschauungen zu bewirken. Insbesondere populistische Parteien werben mit unhaltbaren

Versprechen sowie unreflektierten, vermeintlich „einfachen“ Lösungsvorschlägen, die so

nicht umsetzbar sind. Dennoch lassen sich viele Wählerinnen und Wähler gerade von diesen

Argumenten überzeugen, so dass hier Aufklärung zu leisten ist, um einem Erstarken totali-

tären Gedankenguts entgegenzuwirken. Dieses geschieht im Kontext der historisch-po-

litischen Bildung im Zuge der rationalen und kritischen Auseinandersetzung mit den

Forderungen populistischer Parteien. Es wird also deutlich, dass folglich auch der Diskurs

und die Argumentation zu den Aufgaben des historisch-politischen Lernens zählen. Anstatt

lediglich über die Zeit des Nationalsozialismus informiert zu werden, sollen Schülerinnen und

Schüler auch lernen, eigenständig historische oder politische Sachverhalte zu erörtern und

zu diskutieren. Durch die eigene Meinungsbildung und Reflexion soll die Thematik des

Holocaust vertieft werden. Sachverhalte wie beispielsweise die nationalsozialistische Weltan-

schauung werden von den Lernenden selbst kritisch betrachtet, sodass auch hier eine

wirkungsvolle Prävention gegen den Totalitarismus bewirkt wird. Schließlich ist auch die Ko-

operation zwischen der Geschichts- und der Politikwissenschaft eine Aufgabe der historisch-

politischen Bildung, die im Schulunterricht durch die Kooperation der Fächer Geschichte und

Wirtschaft-Politik erfüllt wird. Gerade im Kontext des Nationalsozialismus überschneiden sich

politische und historische Inhalte häufig, insbesondere bei der nationalsozialistischen

Ideologie, so dass eine Kooperation verschiedener Fächer sinnvoll oder sogar notwendig ist,

um den Unterrichtsstoff vollständig erschließen und auf die aktuelle Situation anwenden zu

können.

Aus dem Gesagten ergibt sich das zentrale Motiv der historisch-politischen Bildung:

Auschwitz darf sich nicht wiederholen! Hieraus resultieren zwei wesentliche Ziele. Zum einen

die Prävention gegen den Totalitarismus, zum anderen, mit diesem verknüpft, die rationale

Identifizierung mit dem deutschen Staat. Die Aufgaben der historisch-politischen Bildung

zielen nun darauf ab, den politischen und historischen Hintergrund des Holocausts kritisch
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und somit auch argumentativ zu betrachten, um somit Aufklärungsarbeit gegen totalita-

ristisches Gedankengut zu leisten.

3. Grundrisse

3.1. Die Geschichte des Konzentrations- und Vernichtungslagers

Auschwitz-Birkenau (1940 – 1945)

Auschwitz-Birkenau ist vielen Menschen ein Begriff für die NS-Vernichtungspolitik. Doch

deren gewaltige Ausmaße und deren tatsächliche Relevanz im nationalsozialistischen Herr-

schaftssystem dürften nur wenigen Menschen bekannt sein. Der Lagerkomplex „Auschwitz“

(also das Stammlager/Auschwitz I, Birkenau/Auschwitz II und Monowitz/Auschwitz III) war

die größte aller NS-Terrorstätten und er war auch am längsten im Betrieb. Im Folgenden

werden Sie mehr über die Geschichte von Auschwitz-Birkenau erfahren (von der Er-

schließung des Geländes, über dessen stetigen Ausbau, über die wichtige Rolle des IG-

Farben-Konzerns beim Ausbau des Lagerkomplexes bis hin zu dessen Sprengung im Jahr

1945).1

Anfang des Jahres 1940 wurde ein Gebiet bei Auschwitz als möglicher Standort für ein

weiteres Konzentrationslager in Betracht gezogen. Trotz der negativen Eigenschaften des

Geländes, wie zum Beispiel eine mangelhafte Wasserqualität oder der Fakt, dass es ein ma-

lariaverseuchtes Hochwassergebiet war, wurde es im April 1940 zum Lagerplatz bestimmt.

Dies wurde u.a. mit der guten Eisenbahnverbindung begründet. Ein weiteres Argument war,

dass dieses Gebiet aufgrund der Vorgeschichte als „Sachsengängerlager“2, Flüchtlingslager

und Kaserne der polnischen Armee bereits vollständig erschlossen war. Als die Nationalso-

zialisten die Stätte erreichten, bestand sie aus unverputzten Ziegelhäusern und Holz-

baracken. Mit der Unterstützung von 30 reichsdeutschen Häftlingen, 39 polnischen Ge-

fangenen und 300 Juden begann der Auf- und Ausbau des Lagers. Das Konzentrationslager

Auschwitz war das siebte KZ im Deutschen Reich und es war von einer Besonderheit ge-

prägt. Es hatte im Vergleich zu allen anderen bestehenden Lagern eine enorme Aufnahme-

kapazität von 10.000 Häftlingen. Die anderen Konzentrationslager hingegen waren zu-

sammen auf 25.000 Häftlinge ausgelegt.

Am 04. Mai 1940 wurde der Kommandant Rudolph Höß von Heinrich Himmler, dem

Reichsführer der SS, zum Lagerchef ernannt, womit Höß den höchsten Dienstgrad innerhalb

des Lagers bekleidete. Am 14. Juni 1940 traf mit 728 polnischen Gefangenen der erste Häft-

1 Nachfolgende Ausführungen fußen allesamt auf Steinbacher, Sybille: Die Geschichte des 
Konzentrations- und Vernichtungslagers Auschwitz-Birkenau 1940 – 1945. In: Gross, Raphael; Renz, 
Werner (Hrsg.): Der Frankfurter Auschwitz-Prozess (1963 – 1965). Kommentierte Quellenedition. 
Band 1. Frankfurt am Main 2013, S. 17 – 54.
2 Diese Bezeichnung bezieht sich auf 12000 Saisonarbeiter, die im Ersten Weltkrieg in Preußen
(„Sachsen“) Arbeit suchten.
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lingstransport in Auschwitz ein. Bereits sechs Tage später folgten weitere 313 Häftlinge. Im

folgenden August und September trafen insgesamt 3371 Gefangene aus Warschau ein. In

dieser Anfangszeit wurden die Insassen noch hauptsächlich zum Lageraufbau missbraucht

und der Anteil an Juden im Lager war gering. Zu dieser Zeit fand auch noch keine systema-

tische Ermordung von Häftlingen statt. Die Bedingungen im Lager waren menschenun-

würdig. Die Leidtragenden wurden alltäglich zu mörderischer Arbeit gezwungen, in Kombi-

nation mit dauerhaftem Hunger und Gewalttaten durch das Lagerpersonal führte dies von

Anfang an zu einer hohen Sterblichkeit bei den verschleppten Menschen.

Das Überleben im Lager hing maßgeblich davon ab, wo sich die Gefangenen gemäß der

NS-Rasseordnung in der Häftlingshierarchie einzuordnen hatten. Demnach standen die

reichsdeutschen Häftlinge an oberster Stelle, die Juden ganz unten. Eine gesonderte Re-

gelung war, dass die Häftlinge, die länger im Lager überlebt hatten, eine höhere Stellung

gegenüber dem SS-Personal besaßen. Die Funktionshäftlinge (die Kapos) gehörten zu den

Bessergestellten, es waren zumeist aus deutschen Gefängnissen geholte Straftäter. Das SS-

Personal stattete sie mit der notwendigen Autorität aus, um für einen geordneten Lageralltag

zu sorgen. Dafür genossen sie Privilegien. Durch Willkür und Machtmissbrauch waren die

Kapos zumeist mindestens genauso gefürchtet wie das SS-Personal. Nur wenige Funktions-

häftlinge setzten ihre herausgehobene Position für das Wohl ihrer Mitgefangenen ein.

Der Alltag im KZ war darauf ausgelegt, den Lagerinsassen die Lebenskraft zu nehmen.

Der Tag begann im Sommer um 04:30 Uhr und um 05:30 Uhr im Winter. Sie wurden zuerst

hastig zum Waschen und dann zum Frühstück gedrängt. Anschließend ging es zum Morgen-

appell und zur Formierung der Arbeitskommandos. In diesen arbeiteten die Häftlinge dann

zehn Stunden täglich. Dabei genossen die Kommandos Bauhof, Kiesgrube und Holzhof

einen ausgesprochen schlechten Ruf, da die Sterblichkeitsrate hier am höchsten war. Nach

der Arbeit fand der Abendappell statt. Wenn im Verlaufe des Tages Häftlinge bei der Arbeit

starben, wurden diese von anderen Gefangenen ins Lager zurückgetragen, um beim Abend-

appell gezählt zu werden. Die Nachtruhe verzögerte sich durch diese Kontrollen, durch

weitere Schikanen und Terror oft bis weit nach Mitternacht.

Im Frühjahr 1941 begann der IG-Farben-Konzern einen Fabrikbau in der Nähe des

Lagers und fragte an, ob die SS Häftlinge als Zwangsarbeiter zur Verfügung stellen könnte.

Himmler sah in dieser Anfrage eine Möglichkeit, seine Macht weiter zu vergrößern, und kam

der Anfrage nach. Dadurch, dass die Lagerkapazitäten auf 30.000 Häftlinge erhöht werden

sollten, konnten 10000 Häftlinge direkt zur Arbeit für die neue IG-Farben-Fabrik eingeteilt

werden. Die Baustelle war sieben Kilometer vom Lager entfernt, was dazu führte, dass die

Häftlinge, die am Bau der Fabrik beteiligt waren, diesen Weg zu Fuß zurücklegen mussten

und den Arbeitstag um 3 Uhr morgens begannen. So kam es, dass die Häftlinge noch

schneller starben und noch weniger arbeiten konnten, weshalb im Juli 1941 der Transport
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mit Güterzügen begann. Aus ähnlichen Beweggründen heraus wurde im Oktober 1942 das

Lager Monowitz eröffnet, um die Häftlinge einfacher zu den zugewiesenen Arbeitsplätzen be-

fördern zu können. Dieses neue Lager war größer als das Stammlager, die Insassen lebten

jedoch unter schlechteren Bedingungen. Aufgrund der großen Quelle an günstigen Arbeitern

(3-4 Reichsmark pro Häftling) folgten andere Fabriken dem Beispiel der IG-Farben, was zu

einer Zunahme der Zwangsarbeit führte, der Höchststand war Mitte 1944 mit rund 42.000

Zwangsarbeitern erreicht.

Die „Endlösung der Judenfrage“, der systematische Massenmord, begann im Früh-

sommer 1942. Der Grundstein für den Genozid wurde jedoch schon im Sommer 1941, ge-

nauer gesagt am 22. Juni 1941, mit dem Überfall auf die Sowjetunion gelegt. Die De-

portationen aus dem Altreich begann im Herbst 1941. Vorerst wurden die Juden in überfüllte

Ghettos wie Lódz, Minsk und Riga deportiert. Hier wurden die Deportierten sofort nach ihrer

Ankunft erschossen. Die Massenexekutionen erwiesen sich jedoch als schwer durchführbar.

Die Organisation und Geheimhaltung war angesichts der großen Zahl schwierig. Mitte 1941

forderte Himmler alternative Tötungsmethoden. Auf der Wannsee-Konferenz wurde die

„Endlösung“ zwar nicht beschlossen, aber sie wurde von dort aus koordiniert. Die Aufteilung

der Häftlinge in arbeitsfähig und nicht arbeitsfähig wurde festgelegt. Der Schwerpunkt der

Massenvernichtung sollte wegen des Kriegsverlaufs nach Polen verlegt werden, welches

militärisch gesichert war. In Polen wurden alle sechs Mordstätten errichtet (Chelmno, Belzec,

Sobibór, Treblinka, Majdanek und Auschwitz-Birkenau). Die Vernichtungslager hatten die

Funktion, die ankommenden Häftlinge zu ermorden. Auschwitz und Majdanek fungierten so-

wohl als Konzentrations- und als Vernichtungslager. Im Lagerkomplex „Auschwitz“ wurde mit

Zyklon B gemordet. Dieses Gift wurde von der „Degesch“ hergestellt, einem Tochterunter-

nehmen der IG-Farben. Die ersten Massentötungen in Auschwitz-Birkenau waren Bestand-

teil von Versuchen der SS. In Auschwitz-Birkenau wurde im September 1941 erstmals mit

Zyklon B gemordet. Die Opfer waren 900 sowjetische Kriegsgefangene sowie kranke und

schwache Häftlinge, unter ihnen auch schlesische Juden. Im Oktober 1941 kamen neue

Transporte von Häftlingen nach Auschwitz. Zu dieser Zeit war Birkenau aber noch nicht

fertiggestellt. Die Häftlinge wurden daraufhin in einem separaten Teil des Stammlagers

untergebracht. Als die Errichtung Birkenaus abgeschlossen war, waren die Lebensbe-

dingungen katastrophal. Es gab dort jede Menge Ungeziefer, zunächst keine sanitären An-

lagen, Typhus und Fleckfieber herrschten genauso wie Wassermangel. Als die SS-Wach-

leute ebenfalls von den Seuchen befallen wurden, wurden 1943 Wasch- und Latrinen-

baracken installiert. Wie schon auf der Wannsee-Konferenz besprochen worden war, sollte

das Zentrum der Massenvernichtung nach Polen verlegt werden. Im Jahr 1943 wurde

Auschwitz-Birkenau zum Zentrum des Massenmords. Die SS drängte daher auf den Bau

weiterer Krematorien. Bereits im August 1942 hatte man sich zum Bau ergänzender Krema-
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torien entschieden. Diese Bauphase dauerte bis in das Jahr 1943 an. Die Gründe dafür

waren die schlechte Witterung und der Umstand, dass die Firma Topf und Söhne Sondermo-

delle anfertigen musste, um den Ansprüchen der SS zu genügen. Die Krematorien fielen oft

durch Überhitzung aus. In diesen Fällen wurden die Leichen in einer Grube verbrannt.

Für das NS-Regime war der Massenmord auch mit materiellem Gewinn verbunden.

Schmuck und Edelmetalle wurden zusammen mit eingeschmolzenem Zahngold an die

Reichsbank überstellt. Aus dem Haar der Leidtragenden wurde u.a. Garn gesponnen. Die

Asche wurde als Dünger, Isolationsmaterial und als Füllmittel beim Straßenbau eingesetzt.

Das Knochenmehl wurde ebenso als Dünger verwendet. In Auschwitz-Birkenau gab es Häft-

linge, die für diese Zwecke in Sonderkommandos eingesetzt wurden.

Die Juden waren jedoch nicht die einzigen Leidtragenden der NS-Vernichtungspolitk. Im

Dezember 1942 ordnete Himmler an, die sogenannten Zigeuner in Konzentrationslager zu

verschleppen. Am 26. Februar 1943 kam der erste Transport von Sinti und Roma in

Auschwitz an. Bis Juli 1944 erreichten rund 22.600 das Lager. Von diesen waren ungefähr

die Hälfte Kinder oder Jugendliche. Die Sinti und Roma wurden oft zur Zwangsarbeit inner-

halb des Lagers angehalten, wie zum Beispiel für den Bau der sogenannten „Judenrampe“.

Innerhalb kürzester Zeit starben bereits 7.000 Sinti und Roma an den katastrophalen Zu-

ständen im speziell für diese Bevölkerungsgruppen eingerichteten Zigeunerlager. Überdies

wurden viele dieser Menschen von den Ärzten zu medizinischen Forschungszwecken miss-

braucht. Im Mai 1944 ordnete Himmler die Auflösung dieses Lagerabschnitts, also die Er-

mordung aller Zigeuner an.

Die Sonderkommandos waren der Ort, in welchem Häftlinge (zumeist mit Erfahrungen

aus dem kommunistischen Untergrund) Zirkel gründeten mit dem Ziel, sich zu organisieren,

Waffen zu erbeuten, um einen Aufstand vorzubereiten. Am 07. Oktober 1944 erfolgte ein

solcher Aufstand durch ein Sonderkommando. Dieser verlief jedoch planlos und der ersehnte

große Erfolg blieb somit aus. Keinem Häftling glückte die Flucht. Ganz ergebnislos war diese

Erhebung jedoch nicht. Drei SS-Lagerwachen wurden getötet und mindestens 12 verletzt.

Das Sonderkommando hatte 450 Tote zu beklagen. Das Krematorium IV lag in Trümmern

und wurde auch bis zur Auflösung des Lagers nicht wieder in Betrieb genommen. Schon zu-

vor gelang es den Häftlingen, Fotos von der Anlage aus dem Lager zu schleusen.

Im Juli 1944 brachen die sowjetischen Truppen in Galizien3 und Südpolen durch die

deutschen Linien und befreiten das Konzentrations- und Vernichtungslager Majdanek,

welches schon zuvor von den SS-Wachmannschaften verlassen worden war. Nach der ge-

glückten Überquerung der Weichsel entwickelte der SS-Chef der Krematorien und Gas-

kammern, Otto Moll, den Plan zur Spurenverwischung. Er wollte das Lager einebnen und

3 Galizien: eine historische Landschaft in der Westukraine und in Südpolen
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vermutlich alle Häftlinge töten lassen. Letzten Endes wurde dieses Vorhaben jedoch nicht

umgesetzt. Stattdessen erfolgte eine systematische Auflösung des Lagers. Während der

1. Räumungsphase wurden Tausende Häftlinge sowie Baumaterial ins Altreich geliefert. Die

Hälfte der etwa 155000 Häftlinge wurde unter mörderischen Bedingungen in westliche Kon-

zentrationslager verschleppt. Hier starben viele von ihnen an den miserablen Lebensbe-

dingungen. Im Lager Auschwitz-Birkenau selbst fand zunächst keine Änderung im Lagerall-

tag statt. Es wurde weiter Zwangsarbeit betrieben und sogar die IG-Farben ließ in Monowitz

weiterarbeiten. Im November 1944 wurden auf Geiheiß Himmlers die Mordaktionen einge-

stellt. Das Sonderkommando hatte die Anweisung zur Demontierung der Gaskammern er-

halten. Jetzt ließ auch die IG-Farben das Lager räumen. Am 20. Januar 1945 wurden dann

die Überreste der Krematorien II und III gesprengt. Drei Tage später wurde das Effektlager

„Kanada“4 in Brand gesetzt. Danach zog der Großteil der SS-Besatzung ab. Das Krema-

torium V blieb bis zuletzt in Betrieb. Die Häftlinge wurden hier mit Genickschüssen getötet.

Die Sprengung dieses Krematoriums erfolgte in der Nacht von dem 25. auf den 26. Januar

1945. Am 27. Januar 1945 ist das Lager schließlich durch Soldaten der 60. Armee der 1.

Ukrainischen Front befreit worden. Zu diesem Zeitpunkt waren noch etwa 7000 Menschen

am Leben.

3.2 Der 1. Frankfurter Auschwitz-Prozess (1963 – 1965) – eine Einführung

Der folgende Text beschreibt die Ausgangslage des 1. Frankfurter Auschwitz-Prozesses, die

unterschiedlichen Standpunkte der gerichtlichen Parteien, die Anklageschrift, die Probleme

der Staatsanwaltschaft, den Umgang mit den Zeugen, die Täter, das Urteil und die Nach-

wirkungen des Prozesses auf die bundesdeutsche Vergangenheitspolitik.5

Strafprozesse, welche sehr brisante Themen oder besonders abscheuliche Verbrechen

thematisieren, erregen großes öffentliches und mediales Interesse, da sie oftmals einen

großen Symbol- und Präzedenzcharakter besitzen. Doch bleiben sie als Phänomen der

Massenkultur und Symptomatik des aktuellen Zeitgeschehens nur kurz in aller Munde. Pro-

zesse mit langer gesellschaftlicher Nachwirkung die Gegenstand wissenschaftlicher Arbeit

sind, heißen „populäre Prozesse“. So schreibt der US-amerikanische Kommunikologe Robert

Hariman von einem gesellschaftlichen Spiegel. In einem solchen Spiegel materialisieren und

kristallisieren sich gesellschaftliche Konflikte und Problematiken, welche vertreten durch

einen Prozess der Gesellschaft offengelegt werden. Solche „populären Prozesse“ schaffen

4 Im Effektlager „Kanada“ wurde das Hab und Gut der Inhaftierten und Ermordeten gesammelt.
5 Die folgenden Ausführungen basieren allesamt auf Pendas, Devin O.: Der 1. Frankfurter Auschwitz-
Prozess 1963 – 1965. Eine historische Einführung. In: Gross, Raphael; Renz, Werner (Hrsg.): Der 
Frankfurter Auschwitz-Prozess (1963 – 1965). Kommentierte Quellenedition. Band 1. Frankfurt am 
Main 2013, S. 68 – 85.
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durch Behandlung von lange schwelenden gesellschaftlichen Konflikten Grenzthemen und

Brüchen, eine Grundlage zur nachhaltigen Aufarbeitung und Bewältigung derselben.

Der 1. Frankfurter Auschwitz-Prozess ist solch ein „populärer Prozess“, da er Fragen und

Probleme behandelte, die die deutsche Gesellschaft seit langem beschäftigten. Zentral war

hier die Frage nach dem Umgang mit dem Erbe des Nationalsozialismus, eine Frage von po-

litischem, rechtlichem und kulturellem Ausmaß. So stand die Regierungszeit Adenauers

unter dem Motto der „Demokratisierung durch Reintegration“. Maßnahmen gegen verurteilte

NS-Verbrecher und ehemalige Nationalsozialisten wurden eingestellt, ehemalige Beamte

des NS-Regimes wieder zum Staatsdienst zugelassen. Die Politik Adenauers, welche durch

Wiedergutmachungsleistungen (z.B. an den Staat Israel) eine Internationalisierung der NS-

Vergangenheit verfolgte, stieß Ende der 1950er-Jahre an ihre Grenzen, als immer mehr ehe-

malige Nationalsozialisten, wie Hans Globke, Führungspositionen besetzten und dies auch

öffentlich wurde. Dies erschütterte nicht nur die Glaubwürdigkeit der Reintegrationspolitik,

sondern erwies sich auch als große Angriffsfläche für die ostdeutsche Propaganda.

Der innerdeutsche Konflikt beeinflusste auch die „Zentrale Stelle der Landesjustizverwal-

tung zur Aufklärung der nationalsozialistischen Gewaltverbrechen„ in Ludwigsburg

(siehe I.4.2). Diese Institution, welche Zuständigkeiten klären und eine Ahndung der NS-Ver-

brechen befördern sollte, verlagerte den Schwerpunkt der Vergangenheitspolitik von sozial-

politischen zu strafrechtlichen Sachverhalten.

Das Zustandekommen des 1. Frankfurter Auschwitz-Prozesses war dabei aber noch einer

Verkettung von glücklichen Umständen geschuldet, so wurden die späteren Angeklagten und

wichtige Dokumente zufällig aufgespürt. Der ehemalige SS-Oberscharführer und Mitglied der

politischen Abteilung der Lager-Gestapo von Auschwitz, Wilhelm Boger, wurde von dem

Kleinkriminellen und ehemaligen KZ-Häftling Adolf Rögner erkannt und angezeigt. Ohne das

Internationale Auschwitz Komitee (IAK) wäre die Anzeige jedoch im Sande verlaufen, da der

notorische Verbrecher als ein nicht reputabler Zeuge galt. Auch die zufällige Entdeckung be-

lastender Dokumente, welche schließlich in die Hände des hessischen Generalstaatsanwalts

Fritz Bauer gelangten, trugen maßgeblich zum Entstehen des Prozesses bei, da Bauer,

selbst Leitragender der NS-Gewaltherrschaft, wesentlich gewillter war, die NS-Verbrechen

zu ahnden als viele andere deutsche Juristen. Rögner warf Boger schwerste Verbrechen

gegen die Menschlichkeit vor und gab seinen Stuttgarter Wohnort weiter, doch sowohl die

Stuttgarter Staatsanwaltschaft als auch die Polizei hielten die Anzeige für unglaubwürdig, da

er aufgrund mehrerer Anzeigen gegen NS-Verbrecher als geltungssüchtig galt und bereits

wegen Meineides in einem anderen NS-Verfahren verurteilt worden war. Rögner informierte

jedoch zeitgleich auch Hermann Langbein, den Generalsekretär des IAK. Langbein, ein ehe-

maliger KZ-Häftling, setzte sich daraufhin mit der Stuttgarter Staatsanwaltschaft in Ver-

bindung. Dennoch traute die Staatsanwaltschaft Rögner nicht und versuchte andere Zeugen
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ausfindig zu machen, hierzu baten sie Langbein um Hilfe, welcher einen öffentlichen Zeu-

genaufruf verhindern konnte, der Boger nur gewarnt und eine Flucht ermöglicht hätte. Im

August 1958 wurde eine kleine Zeugenliste vorgelegt, so dass genug Beweise für eine Fest-

nahme Bogers vorlagen. Langbein legte der Staatsanwalt Zeugenaussagen aus Polen und

Dokumente wie den Lageplan von Auschwitz vor. Trotzdem blieben die Beziehungen

zwischen Langbein und der Stuttgarter Staatsanwaltschaft angespannt. Langbein warf der

Staatsanwaltschaft mangelnde Ernsthaftigkeit vor und diese konterte mit dem Vorwurf der

unsachlichen Kritik. Unterdessen informierte Langbein fortwährend die Öffentlichkeit über die

Ermittlungen, was zu einem Kontaktabbruch zwischen der Stuttgarter Staatsanwaltschaft

und dem IAK führte. Ungeachtet dieser Differenzen war die Arbeit des IAK und anderer

Organisationen essentiell für die Ermittlungen und den Prozess, so wurden viele Zeugen auf-

getan und sogar dafür gesorgt, dass dem Landgericht Frankfurt die Zuständigkeit übertragen

wurde. Ein KZ-Überlebender namens Emil Wulkan ließ dem Journalisten Thomas Gnielka

einige Dokumente mit den Namen erschossener Häftlinge und ihrer Mörder zukommen,

welche er im Jahr 1945 in Breslau an sich genommen hatte. Gnielka leitete diese Unterlagen

an Fritz Bauer weiter, welcher somit vom Bundesgerichtshof (BGH) hinsichtlich weiterer Er-

mittlungen in Sachen Auschwitz-Verbrechen für zuständig erklärt wurde.

Am 19. Juni 1959 wurden die Auschwitz-Akten von der Zentralen Stelle in Ludwigsburg an

die Frankfurter Staatsanwaltschaft übergeben. Im Gegensatz zur gängigen Praxis wollte

Bauer die Verbrechen als Ganzes ahnden und nicht in einzelne Taten und Verfahren auf-

splitten, dies „vergewaltig[e] […] das Geschehen, das nicht eine Summe von Einzelereig-

nissen war“6 so Bauer. Er verfolgte die Absicht, möglichst viele Verbrecher ausfindig zu

machen und diese in einem großen Prozess zu verurteilen. Hierzu stellte er eine Gruppe von

Ermittlern zusammen (bestehend aus den Staatsanwälten Joachim Kügler und Georg

Friedrich Vogel sowie dem Oberstaatsanwalt Hanns Großmann). Im Jahr 1962 kam der

Staatsanwalt Gerhard Wiese dazu. Fritz Bauer hielt sich aus den konkreten Ermittlungen

weitgehend heraus, für die hauptsächlich Kügler und Vogel verantwortlich zeichneten. In den

folgenden zwei Jahren wurden 290 verdächtige Personen untersucht. Bis zum Frühjahr 1961

wurden 20 Verdächtige festgenommen, davon jedoch sieben wieder freigelassen und 15

letztendlich nicht vollstreckte Haftbefehle erlassen. Von diesen standen nachher 17 Per-

sonen vor Gericht. Heinz Düx, der Landgerichtsdirektor, wurde mit der Leitung der Vorunter-

suchungen betraut. Düx vernahm 130 Zeugen und besuchte auch den Lagerkomplex

„Auschwitz“. So schloss er am 19. Oktober 1962 die Voruntersuchung, so dass am 19. April

1963 Anklage erhoben werden konnte.

6 Zitiert nach Pendas, Devin O.: Der 1. Frankfurter Auschwitz-Prozess 1963 – 1965. Eine historische
Einführung. In: Gross, Raphael; Renz, Werner (Hrsg.): Der Frankfurter Auschwitz-Prozess
(1963 – 1965). Kommentierte Quellenedition. Band 1, S. 62.
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Die Anklageschrift, welche zu einem Drittel die Geschichte von Auschwitz und zu zwei

Dritteln die einzelnen Anklagen thematisierte, zeigte die Komplexität des Verfahrens. Die

Einbettung der Verbrechen in einen bürokratischen und politischen Kontext war außer-

ordentlich wichtig, da man so die Verbrechen in die institutionelle Entwicklung einordnen

konnte. Im geschichtlichen Drittel der Anklageschrift wurden hauptsächlich die Geschichte

der SS und des Systems der Konzentrationslager thematisiert. Dies lag an der Tatsache,

dass das Lager vom SS-Wirtschafts-Verwaltungshauptamt geleitet wurde. Der zeitge-

nössischen Geschichtsschreibung folgend wurde auch in der Anklageschrift die besondere

Rolle Adolf Hitlers herausgehoben sowie eine gründliche Unterscheidung zwischen National-

sozialisten und Deutschen vorgenommen. In Frankfurt stand Völkermord nicht zur Anklage,

da die Bundesrepublik die Völkermord-Konvention der UN erst im Februar 1955 ratifiziert

hatte und diese daher nicht rückwirkend auf die NS-Verbrechen angewendet werden konnte.

Der geltende Rechtsgrundsatz „nulla poena sine lege“‘ verbietet die Rückbeziehung auf

Verbrechen, die zum Zeitpunkt der Tat nicht unter Strafe standen, was auch im Grundgesetz

in Artikel 103 (2) geregelt wird. Gemäß der Anklageschrift wurden die Schicksale zweier

Opfergruppen behandelt, Juden und arbeitsunfähige Häftlinge. Des Weiteren wurde

konstatiert, dass die Gewalt von Anfang an ein inhärenter Bestandteil des NS-Lagersystems

darstellte. Der Konflikt lag hier in der vermeintlich rechtlichen Legitimation durch die von den

Nationalsozialisten erlassenen Gesetze. Die juristische Ahndung selbiger basierte auf der

Überzeugung, dass die Verbrechen zum Zeitpunkt ihrer Begehung dennoch Straftaten waren

(siehe VI.). Bauer lehnte die Vorstellung ab, dass einzelne Verbrecher wie Hitler, Himmler,

Göring oder Heydrich alleine für die Verbrechen verantwortlich seien. So sah die Anklagever-

tretung die Verantwortung auch bei den Angeklagten und anderen SS-Verbrechern, überdies

bei diversen NS-Einrichtungen, wie z.B. beim Reichssicherheitshauptamt (RSHA) und der

Reichsbahn. Dennoch mussten jedem Angeklagten eine individuelle Schuld und ein Täter-

wille nachgewiesen werden (siehe III.). Sofern keine konkreten Nachweise für die Teilnahme

an den Verbrechen gegeben waren, bezog sich die Anklage auf bürokratische und

militärische Strukturen des Lagers. Diese Nachweismethode und die Zeugenaussagen

waren von außerordentlicher Bedeutung, da laut einem Urteil des Bundesgerichtshofs von

1953 „ein Angeklagter, dem vorgeworfen wird, jemanden mit eigener Hand getötet zu haben,

in der Regel – wenn auch nicht immer – als Täter zu behandeln sei, selbst wenn er unter

dem Einfluss einer anderen Person gestanden habe.“7

Der Prozess dauerte vom 20. Dezember 1963 bis zum 20. August 1965. Insgesamt wurde

an 183 Prozesstagen verhandelt. Auf der Anklagebank saßen 22 ehemalige SS-Männer,

7 Zitiert nach Pendas, Devin O.: Der 1. Frankfurter Auschwitz-Prozess 1963 – 1965. Eine historische
Einführung. In: Gross, Raphael; Renz, Werner (Hrsg.): Der Frankfurter Auschwitz-Prozess
(1963 – 1965). Kommentierte Quellenedition. Band 1, S. 68.
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diese repräsentierten die gesamte Lagerhierarchie. Von den 22 Angeklagten standen zum

Zeitpunkt der Urteilsverkündung jedoch nur noch 20 Angeklagte vor Gericht, da zwei Ver-

fahren infolge gesundheitlicher Gründe eingestellt wurden. Bei den übrigen Angeklagten

handelte es sich um die Adjutanten Robert Mulka und Karl Höcker, den Lagerführer von

Birkenau, Franz Hofmann, den Rapportführer Oswald Kaduk, die Mitglieder der politischen

Abteilung der Lager-Gestapo Wilhelm Boger, Hans Stark, Klaus Dylewski, Pery Broad, Bruno

Schlage und Johann Schoberth, den Arzt Dr. Franz Lucas, den Apotheker Dr. Victor

Capesius, die Zahnärzte Dr. Willy Frank und Dr. Willi Schatz, die Sanitäter Josef Klehr,

Herbert Scherpe und Emil Hantl, den Verwalter der Häftlingskleiderkammer Arthur

Breitwieser, den Blockführer Stefan Baretzki und den Funktionshäftling und Blockältesten

Emil Bednarek. Insgesamt sagten 360 Zeugen vor Gericht aus und es wurden 50 Verneh-

mungsprotokolle von Zeugen, die nicht selber vor Gericht erscheinen konnten oder wollten,

verlesen. Diese 360 Zeugen setzten sich aus 85 ehemaligen SS-Männern, 211 ehemaligen

Häftlingen, davon 104 politische Haftlinge, 90 Juden, vier Zigeuner und 13 Kriminelle zu-

sammen. Das Gericht bestand aus drei Richtern, zwei Ersatzrichtern und sechs Ge-

schworenen. Die Anklage wurde aus den vier eingangs erwähnten Staatsanwälten und

weiteren Nebenklägern, darunter Henry Ormond und Friedrich Karl Kaul, gebildet. Die Ver-

teidigung wurde von Hans Laternser und 20 Rechtsanwälten übernommen.

Während die Angeklagten die Verbrechen in Auschwitz nicht leugneten, so leugneten sie

jedoch immer ihre eigene Teilhabe an diesen. Des Weiteren führten die Angeklagten ihr Ent-

setzen und Abscheu über die Verbrechen an und betonten stets, um Versetzung o.Ä. ge-

beten zu haben, um dem Treiben in Auschwitz zu entkommen. Dafür gab es jedoch keine

Nachweise. Überdies beriefen sich alle Angeklagten auf den Befehlsnotstand, auf den As-

pekt der Pflichterfüllung und die Gefahr von physischer Gewalt. Die Verteidigung bezweckte

mit diesem Vorgehen eine Schadensbegrenzung für die Mandanten, da ein Gehilfe mildere

Strafen zu erwarten hat als ein Täter.

Die Hauptstrategie der Verteidigung war die Diskreditierung der Zeugen. Besonders po-

litische Gründe spielten hier eine Rolle, so wurden beispielsweise polnische und andere Zeu-

gen aus den Ostblockstaaten von der Verteidigung als Kommunisten dargestellt. Diese

Taktik erwies sich als besonders wirkungsvoll, da sie eine der grundlegenden Darstellungen

der Staatsanwaltschaft widerlegen konnte, denn nach deren Schilderungen habe im Natio-

nalsozialismus die Politik über das Recht gesiegt und zusammen mit der SS den Staats-

apparat unterworfen. Somit wurde Auschwitz zu einem Verbrechen eines totalitären Systems

unter vielen. Folglich versuchte die autoritäre Sowjetunion aktuell sich das Recht gefügig zu

machen, die Verteidigung sah hier die erneute Unterwerfung des Rechts durch ein poli-

tisches System, manifestiert in der Bestechung von Zeugen. Friedrich Karl Kaul, ein ost-

deutscher Jurist, wurde von der Regierung der DDR damit beauftragt, den Prozess als



29
13

ostdeutsche Propagandaplattform zu instrumentalisieren. Der Historiker Jürgen Kuczynski

erarbeitete ein Gutachten vornehmlich zur Rolle der IG-Farben, welches schließlich vom Ge-

richt wegen Einseitigkeit abgelehnt wurde. Kuczynski benannte als Hauptschuldigen für

Auschwitz den westlichen Monopolkapitalismus. Er forderte, dass die DDR als der einzig le-

gitimierte deutsche Staat anzuerkennen sei, da die Bundesrepublik Deutschland unter Ein-

fluss des amerikanischen Imperialismus wieder zu einem faschistischen Staat verkommen

sei (siehe V.).

Im Plädoyer der Staatsanwaltschaft wurde Auschwitz als Folge von Hitlers Rassen- und

Vernichtungspolitik gesehen und die Auffassung vertreten, dass die Täter aus niederen Be-

weggründen und autonom gehandelt hätten. Die Nebenklage unter Ormond stimmte damit

weitgehend überein, legte jedoch einen größeren Schwerpunkt auf das Leid der De-

portierten. Kaul hingegen blieb bei seiner These von der monopolkapitalistischen Schuld an

Auschwitz. Die Verteidigung hingegen lehnte sämtliche Plädoyers ab.

Der Oberstaatsanwalt Großmann versuchte mit der gängigen Praxis der Realkonkurrenz

zu brechen und mit dem Prinzip der Idealkonkurrenz eine Bestrafung der Täter herbeizu-

führen. Idealkonkurrenz bezeichnet eine Tateinheit, folglich würden alle Angeklagten für

sämtliche in ihrer Dienstzeit in Auschwitz begangenen Verbrechen angeklagt und verurteilt

werden können, bei Realkonkurrenz hingegen nur für die ihnen explizit nachweisbaren

Taten. Großmann war der Auffassung, dass die Realkonkurrenz die Dimensionen der Ver-

brechen in Auschwitz nicht erfassen könnte. Das Gericht blieb jedoch bei der Real-

konkurrenz (siehe VI.).

Während die Nebenklage unter Ormond die vorgetragenen Lügen der Verteidigung zu

widerlegen suchte, hetzte Kaul weiterhin gegen den Kapitalismus. Ferner suchte er die

Schuld bei der IG-Farben und den Kräften, die Auschwitz verursacht hätten, den

Funktionären, die seinerzeit in Westdeutschland hohe öffentliche, ökonomische oder

juristische Ämter bekleideten.

Die Verteidigung betonte besonders die Machtlosigkeit der Mandanten gegenüber dem

System. So betonte der Verteidiger Eugen Gerhardt, dass die Angeklagten Auschwitz weder

konzipiert noch geschaffen hätten. Der Verteidiger Fritz Steinacker ließ verlauten, dass die

Geschehnisse und Hergänge sorgfältiger überprüft werden müssten, und Hans Laternser

führte aus, dass die Selektionen auf der Rampe nicht Mord, sondern Lebensrettung gewesen

seien, so hätten seine Mandanten viele Menschen vor dem Tod in den Gaskammern ge-

rettet. Der Verteidiger Hermann Stolting Il sprach sogar den Opfern ihr Urteilsvermögen und

ihre Objektivität ab und verwies auf kleinere Ungereimtheiten in den Zeugenaussagen.

Laternser gab an, dass über die Hälfte der Zeugen Ausländer seien und frei lügen könnten,

da sie nicht wegen Meineides belangt werden könnten. Die Verteidigung monierte außer-

dem, dass die Bundesrepublik Deutschland in Rechtskontinuität zum nationalsozialistischen
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Deutschland stehe und ein Staat nicht die Verbrechen aburteilen könne, die er initiiert oder

begangen habe (siehe VI.).

Drei der Angeklagten wurden freigesprochen: Dr. Willi Schatz, Johann Schoberth und

Arthur Breitwieser. Sieben Angeklagte wurden als Mörder verurteilt: Stefan Baretzki, Emil

Bednarek, Wilhelm Boger, Franz Hofmann, Oswald Kaduk, Josef Klehr und Hans Stark.

Zehn als Gehilfen: Pery Broad, Dr. Victor Capesius, Klaus Dylewski, Dr. Willy Frank, Emil

Hantl, Karl Höcker, Dr. Franz Lucas, Robert Mulka, Herbert Scherpe und Bruno Schlage. Dr.

Franz Lucas wurde jedoch nachträglich freigesprochen, da man ihm seine Aussage des Be-

fehlsnotstandes nicht widerlegen konnte. Hanns Stark wurde nach dem Jugendstrafrecht

verurteilt. Die Täter- und Mittäterschaft wurde hauptsächlich durch die persönlichen Motive

der Angeklagten festgelegt. So wurde Hofmann als Täter verurteilt, da er als „alter Kämpfer“

folglich mit den Zielen Hitlers einverstanden war (Hofmann war bereits lange vor Hitlers

Reichskanzlerschaft Mitglied der NSDAP und der SS.). Mulka hatte angeblich Patriotismus

und Pflichtgefühl an den Tag gelegt, so dass ihm kein eindeutiger Einfluss oder Täterwille

angelastet werden konnte. Das Gericht wies außerdem die von der Verteidigung getätigte

Zuständigkeitsbeschwerde zurück, da die deutsche Judikative im Nationalsozialismus gegen

die begangenen Verbrechen Anklage erhoben hätte, wenn sie die Möglichkeit dazu gehabt

hätte.

Im 1. Frankfurter Auschwitz-Prozess traten mehrere Konflikte offen zu Tage: einerseits

Nationalsozialismus gegen Demokratie und Rechtsstaatlichkeit, andererseits Kommunismus

kontra Demokratie und Rechtsstaatlichkeit. Somit geriet der Prozess auch ins Fahrwasser

des Ost-West-Konflikts. Die Vergangenheitspolitik, wie sie heute in Deutschland gepflegt

wird, ist jedoch nicht allein das Verdienst des Prozesses oder Fritz Bauers, sondern des ge-

sellschaftlichen Diskurses, der bundesweit in den vergangen Jahrzehnten geführt wurde.

Dennoch ist Bauers Rolle in dieser Sache keineswegs gering zu schätzen, da gerade der

von ihm initiierte 1. Frankfurter Auschwitz-Prozess in hohem Maße dazu beigetragen hat.

4. Meilensteine

4.1 Der Nürnberger Hauptkriegsverbrecher-Prozess

Nach dem Sieg der Alliierten über die Nationalsozialisten lagen weite Teile Europas in Schutt

und Asche. Bereits im Vorfeld der deutschen Niederlage hatten die Sieger klargemacht, die

Verantwortlichen der NS-Gewaltherrschaft zur Rechenschaft ziehen zu wollen, dabei sollte

der Weg der Rechtsprechung aber nicht verlassen werden. Dafür diente der Nürnberger Pro-

zess gegen die Hauptkriegsverbrecher vom 18. Oktober8 1945 bis zum 01. Oktober 1946. Im

8 An diesem Tag fand in Berlin die konstituierende Versammlung statt. Der 14. November ist der Tag
der ersten Vorverhandlung.
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Folgenden wird erläutert, wie es zu diesem Prozess kam, welche Ziele die Alliierten im Ein-

zelnen verfolgten, überdies wird auf Kritikpunkte und Errungenschaften dieses Prozesses

eingegangen.9

Eine erste Etappe auf dem Weg zum Nürnberger Hauptkriegsverbrecher-Prozess stellt

die am 13. Januar 1942 formulierte „Erklärung von St. James“ dar, in der die von

Deutschland okkupierten neun europäischen Staaten sich für die Bestrafung jener Personen

aussprachen, die für Verbrechen in den besetzten Gebieten verantwortlich waren. Einig

waren sich die Beteiligten auch darüber, die Schuldigen anzuklagen und zu verurteilen,

„gleichgültig, ob die Betreffenden allein schuldig oder mitverantwortlich für diese Verbrechen

waren.“10 Auf der Konferenz von Moskau im Jahr 1943 wurde zwischen den USA, Großbri-

tannien, der Sowjetunion und China u.a. die Frage erörtert, wie nach der militärischen Besie-

gung des Nationalsozialismus mit den Hauptverantwortlichen umzugehen sei, für deren Ver-

brechen kein geografisch konkreter Ort gegeben sei. Das Londoner Abkommen vom 08.

August 1945 regelte die Verfolgung und Bestrafung dieser Hauptkriegsverbrecher. Wichtiger

Bestandteil des Abkommens war das Statut für den Internationalen Militärgerichtshof in

Nürnberg, das u.a. die Zuständigkeit des Gerichtes begründete und im Artikel 6 die Straftat-

bestände definierte, nach denen die Hauptkriegsverbrecher abgeurteilt werden sollten (6a:

Verbrechen gegen den Frieden, 6b: Kriegsverbrechen und 6c: Verbrechen gegen die

Menschlichkeit).

Die Angeklagten stellten eine Art Querschnitt durch die Führung des NS-Staates dar.11

Dazu gehörten nicht nur führende Nationalsozialisten, wie Hermann Göring oder Rudolf

Hess, sondern auch Nationalkonservative, wie der ehemalige Reichskanzler Franz von

Papen und Bankiers, wie der frühere Reichsbankpräsident und Reichswirtschaftsminister

Hjalmar Schacht. Den Alliierten war es wichtig, nicht der ganzen Bevölkerung die Schuld für

den Nationalsozialismus zu geben, sondern eben jenen Angeklagten, die stellvertretend für

jene Kräfte standen, welche weite Teile Europas aus Sicht der Alliierten in den Abgrund

gerissen hatten.

Besonders der Tatbestand, dass die Alliierten zugleich Ankläger als auch Richter waren,

begründete die Kritik an diesem Verfahren. Kritiker vertraten die Meinung, dass die Ver-

urteilung der führenden Kräfte des Nationalsozialismus durch ein deutsches Gericht hätte

geschehen sollen, denn dadurch hätte man der Weltöffentlichkeit zeigen können, dass

9 Wenn nicht anders vermerkt, ruhen folgende Ausführungen auf Steinbach, Peter: Der Nürnberger
Prozess gegen die Hauptkriegsverbrecher. In: Ueberschär, Gerd R. (Hrsg.): Der Nationalsozialismus
vor Gericht. Die alliierten Prozesse gegen Kriegsverbrecher und Soldaten 1943 – 1952. 2. Auflage.
Frankfurt am Main 2000, S. 32 − 42.
10 Zitiert nach ebd., S.33.
11 Steinke, Ronen: Fritz Bauer. Oder Auschwitz vor Gericht. München/Berlin 2014, S.169.
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Deutschland wieder ein funktionierender Rechtsstaat sei. 12 So kritisierte Fritz Bauer die

untergeordnete Rolle des Holocaust in diesem Verfahren. Der Jurist schrieb: „Kein Ver-

brechen, das im Kriege begangen wurde, dürfte schwerer sein als diese Massenausrottung,

da sie ein Beweis für die zynischste Verachtung des Menschenlebens ist.“13 Ein weiterer Ein-

wand war die Ausblendung der sowjetischen Verantwortung am Ausbruch des Krieges

gegen Polen im September 1939 und für Kriegsverbrechen (wie zum Beispiel das Massaker

von Katyn im Jahr 1940, bei dem Tausende Polen umgebracht wurden14), die in Nürnberg

nicht geahndet wurden. Es wurden außerdem auch juristische Bedenken vorgebracht. Der

Verstoß gegen den Rechtsgrundsatz „nulla poena sine lege“ war ein solcher Vorbehalt, da

das „Verbrechen gegen den Frieden“ völkerrechtlich nicht genau definiert war. Des Weiteren

befand sich die Verteidigung in einer schlechteren Position als die Anklage, da sie nur gezielt

nach Entlastungsdokumenten bitten durfte und dabei nicht von einem Mitarbeiterstab unter-

stützt wurde. Ein ergänzender Kritikpunkt ist auch nicht von der Hand zu weisen: Die Verur-

teilung führender Kräfte des Nationalsozialismus förderte Vorstellungen von Selbstentlastung

und Selbstentschuldigung in großen deutschen Bevölkerungsteilen. So lässt sich auch fest-

stellen, dass ein wichtiges Prozessziel der Alliierten, nämlich die Entnazifizierung der

deutschen Bevölkerung, durch Strafverfahren allein nicht erreicht werden konnte.

Trotz aller juristischen Bedenken kommt Karl Dietrich Erdmann zu einem klaren Urteil:

„Angesichts der Ungeheuerlichkeit dessen, was in Nürnberg aufgedeckt wurde, kann sich

niemand der Feststellung entziehen, dass hier Recht geschehen ist.“15 Der Historiker deutet

mit diesen Worten auf die aufklärende Wirkung des Prozesses hin, die zugleich auch von

den Alliierten angestrebt worden war, denn man wollte die Weltöffentlichkeit über die Untaten

der Nationalsozialisten informieren. Es kamen Verbrechen wie die Euthanasie-Aktion oder

die Judenvernichtung ans Licht, die nicht nur der Welt, sondern ebenso einem Großteil der

deutschen Bevölkerung bis dato weitgehend verborgen geblieben waren. Von nun an konnte

niemand mehr sagen, er sei nicht informiert worden über den verbrecherischen Charakter

des Nationalsozialismus. Der Quellenwert der Nürnberger Verhandlungen und der von der

Staatsanwaltschaft zusammengestellten Beweisdokumente ist für die Geschichtswissen-

schaft immer noch grundlegend. Des Weiteren knüpften viele Strafverfahren der sechziger

Jahre an die 1945/46 vorgelegten Beweisstücke an. Somit kann man den Nürnberger Haupt-

kriegsverbrecher-Prozess als Fundament für spätere NSG16-Verfahren (auch unter deutscher

Federführung) ansehen.

12 Steinke, Ronen: Fritz Bauer. Oder Auschwitz vor Gericht, S.173 f.
13 Zitiert nach ebd., S. 171.
14 Dazu eingehender Ruchniewicz, Malgorzata; Ruchniewicz, Krzystof: Katyn 1940. In: Ueberschär,
Gerd R. (Hrsg.): Orte des Grauens. Verbrechen im Zweiten Weltkrieg. Darmstadt 2003, S. 71 – 82.
15 Steinbach, Peter: Der Nürnberger Prozess gegen die Hauptkriegsverbrecher, S. 37.
16 NSG-Verfahren: Nationalsozialistische-Gewaltverbrechen-Verfahren
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Eine Klassifizierung des Nürnberger Hauptkriegsverbrecher-Prozesses als ein „Meilen-

stein“ in der Vergangenheitspolitik scheint u.E. daher vollkommen gerechtfertigt. Seit der

Weiterentwicklung des Völkerrechts zum Völkerstrafrecht durch dieses Tribunal geht man

viel konsequenter von „der persönlichen Haftung jedes einzelnen für seine auch als Amts-

person begangenen Taten“17 aus.

4.2 Ulmer Einsatzgruppen-Prozess

Der Ulmer Einsatzgruppen-Prozess wurde vom 28. April bis zum 29. August 1958 an 60 Ver-

handlungstagen abgehalten. Es stand erstmals die Tötung von Juden im Mittelpunkt eines

Prozesses, der von der deutschen Gerichtsbarkeit auf deutschem Boden geführt wurde.

Der Prozess befasste sich mit den über 30 Mordaktionen des Einsatzkommandos Tilsit im

litauischen Grenzgebiet im Jahr 1941. Der Prozess kam durch einen Zufall zu Stande. Nach

dem Krieg kehrten viele NS-Verbrecher zunächst in ein bürgerliches Leben zurück. An

diesem Punkt lassen sich die Grenzen der Entnazifizierung aufzeigen, denn trotz der

Ahndung der NS-Verbrechen durch die Besatzungsmächte gelang es vielen Tätern, einer

drohenden Verurteilung zu entkommen. Während der 1950er Jahre gestaltete sich die Ver-

folgung und Ahndung von NS-Verbrechen noch unsystematisch. Viele Verfahren konnten

entweder erst durch Anzeigen von Leidtragenden der NS-Gewaltherrschaft oder durch die

Tätigkeiten von verschiedenen Organisationen eingeleitet worden.18 Dieses Phänomen wird

an der Geschichte des ehemaligen Polizeidirektors und Mitglieds der Waffen-SS Bernhard

Fischer-Schweder deutlich. In Bad Neustadt an der Saale baute er sich ein neues Leben und

eine neue Existenz auf. Er leugnete im Jahr 1946 in einem Meldebogen seine frühere Zuge-

hörigkeit zur NSDAP, SA, SS und Gestapo, weshalb er als unbelastet eingestuft wurde.19 In

den darauffolgenden Jahren arbeitete Fischer-Schweder für verschiedene Firmen. Erst der

Umstand, dass Fischer-Schweder auf die Wiedereinstellung in den öffentlichen Dienst

pochte, beförderte das Zustandekommen des Ulmer Einsatzgruppen-Prozesses. Durch die

Ermittlungstätigkeiten gerieten auch andere ehemalige Mitglieder des Kommandos in das

Blickfeld der Ermittler.20 Auch der zweite Hauptangeklagte Hans-Joachim Böhme konnte in

der Nachkriegsgesellschaft Fuß fassen, indem er seine Zugehörigkeit zur NSDAP, SS und

Gestapo verschwieg. Am 23. August 1956 wurde Böhme verhaftet.

Ab Juni 1955 wurde der Ulmer Staatsanwalt Dr. Rudolf Mettler für die Strafsache gegen

Fischer-Schweder zuständig. Mettler hatte selbst (wie viele andere deutsche Juristen) eine

NS-Vergangenheit. Der Jurist war jedoch trotz seiner NSDAP-Zugehörigkeit an der Auf-

17 Steinbach, Peter: Der Nürnberger Prozess gegen die Hauptkriegsverbrecher, S.39
18 Ebd., S. 36
19 Müller, Sabrina (Hrsg.): Die Mörder sind unter uns. Der Ulmer Einsatzgruppenprozess 1958.
Stuttgart 2008, S. 30 f.
20 Ebd., S. 37.
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klärung der Verbrechen interessiert.21 Die Ermittlungen belasteten und überforderten Mettler,

weswegen er seit Juni 1956 durch den Stuttgarter Staatsanwalt Erwin Schüle (ebenso mit

NS-Vergangenheit) unterstützt wurde. Während der Ermittlungen wurden die Dokumente aus

den Nürnberger Prozessen zu den Verbrechen der Einsatzgruppe A zu einer zentralen

Quelle der Ermittler. Außerdem machten die Ermittler mit der Hilfe von verschiedenen Insti-

tutionen im In- und Ausland Zeugen für die begangenen Verbrechen dieses Kommandos

ausfindig. 22

Generalstaatsanwalt Nellmann und Schüle erweiterten die Ermittlungen bis zum Frühjahr

1957 auf zehn Beschuldigte aus allen Teilen der Bundesrepublik. Mit der Ausweitung des

Verfahrens schufen die Juristen das Modell für die späteren Ermittlungen der Zentralen

Stelle in Ludwigsburg. 23 Ende April 1957 brach Mettler zusammen und musste die Er-

mittlungen erstmal beenden, somit war Schüle gezwungen, die Anklageschrift alleine bis ins

Einzelne ausführen. Am 27. Juni 1957 erfolgte durch Erich Nellmann die Anklage gegen

Fischer-Schweder und neun weitere Beschuldigte.24

Die Stärken des Prozesses in Ulm lagen in der Rekonstruktion von mehr als 30 Mord-

aktionen des Einsatzkommandos Tilsit im litauischen Grenzgebiet zwischen Juni und

September 1941 sowie in der Kennzeichnung dieser Verbrechen als staatlich organisierten

Mord.25 Durch die Verhandlungen vor Gericht und durch die Berichterstattung der Medien

wurde die Öffentlichkeit über die Organisation und den Ablauf der Massenerschießungen

unterrichtet. Es wurden über 5500 jüdische Frauen, Kinder und Männer durch Er-

schießungen seitens der Gestapo, dem Sicherheitsdienst, der Schutz- und Grenzpolizei, von

Zollbeamten sowie von litauischen Kollaborateuren getötet. Die Erschießungen fanden auf

Wiesen und in Wäldern statt. Die Leidtragenden mussten ihr eigenes Grab ausheben und die

Erschossenen, zum Teil auch die eigenen Familienmitglieder, eigenhändig in das zuvor aus-

gehobene Erdreich befördern.26 Unter den Zeugen befanden sich hauptsächlich Täter, die

noch nicht verurteilt worden waren, somit beherrschte die Unwahrheit den Gerichtssaal. Mit

der Unterstützung von mehreren (auch internationalen) Organisationen, wie Yad Vashem in

Jerusalem, gelang es, Überlebende der Massaker zu entdecken und als Zeugen zu be-

fragen.27 Obwohl die Ermittlungen die Taten der Angeklagten aufgedeckt hatten, plädierten

ihre Verteidiger auf Befehlsnotstand und somit auf Freispruch.

21 Müller, Sabrina (Hrsg.): Die Mörder sind unter uns. Der Ulmer Einsatzgruppenprozess 1958.
Stuttgart 2008, S. 40.
22 Ebd., S. 44.
23 Ebd., S. 46.
24 Ebd., S. 50.
25 Ebd., S. 62.
26 Ebd., S. 64.
27 Ebd., S. 66.
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Die Schwächen des Ulmer Einsatzgruppenprozesses offenbaren sich in den milden Straf-

aussprüchen. Die Täter erhielten Strafen zwischen drei und 15 Jahren. Viele der Täter be-

reuten ihre Verbrechen nach der Verurteilung nicht.28

Eine direkte Folge aus den Ermittlungserfahrungen des Prozesses war die Einrichtung der

„Zentralen Stelle der Landesjustizverwaltung zur Aufklärung nationalsozialistischer Ver-

brechen“ in Ludwigsburg am 1. Dezember 1958. Der Leiter dieser Institution wurde Erwin

Schüle. Die zentralen Aufgaben dieser Einrichtung waren es, Beweismaterialien zu be-

schaffen, Ermittlungen zu tätigen und weitere Prozesse gegen NS-Verbrechen vorzube-

reiten.29 Selbst anzuklagen und Prozesse zu führen, gehörte nicht zu den Befugnissen dieser

Behörde. Ein weiteres Problem war, dass die Zentrale Stelle nur von vorübergehender Dauer

sein sollte und das Personal zunächst nur aus 11 Staatsanwälten und ebenso vielen Mitar-

beitern bestand, weshalb es mit der Menge an Arbeit schlichtweg überfordert war. Diese und

weitere Einschränkungen, welche dieser Institutionen von politischer Seite auferlegt worden

waren, führten dazu, dass die Zentrale Stelle in Sachen NSG-Verfahren nicht die notwendige

Durchschlagskraft erreichte, die angesichts der Fülle an Beweisen und noch lebender Zeit-

zeugen möglich gewesen wäre. Daher wirkte deren Gründung in der Rückschau eher als

eine (halbherzige) Reaktion auf den „Legitimitätsverlust der Justiz.“30

4.3 Der Eichmann-Prozess in Jerusalem

Nach der deutschen Niederlage, der bedingungslosen Kapitulation und dem zwangsläufigen

Zusammenbruch des NS-Regimes sollte nach dem Willen der Siegermächte die deutsche

Bevölkerung gründlich entnazifiziert werden. Dieses Vorhaben missglückte vollkommen.

Kaum jemand in der Bevölkerung fühlte sich verantwortlich für das geschehene Unrecht,

keiner der Angeklagten erklärte sich vor Gericht schuldig für die ihm zur Last gelegten Ver-

brechen. Dieser Text handelt von Fritz Bauers einsamer Jagd nach dem einstigen Cheforga-

nisator des Holocaust: Adolf Eichmann.

Fritz Bauer war selbst ein Leidtragender der NS-Gewaltherrschaft (u.a. 1933 KZ-Haft in

Heuberg, Emigration 1936 nach Dänemark und schließlich 1943 nach Schweden). Im Jahr

1949 kehrte er nach Deutschland zurück. Er trat wieder in den Dienst des Staates ein und

widmete sich der Ahndung von NS-Verbrechen. Als Führungskraft des Holocaust war Adolf

Eichmann Fritz Bauer natürlich ein Begriff. Nur den Aufenthaltsort kannte der Jurist nicht. Im

28 Müller, Sabrina (Hrsg.): Die Mörder sind unter uns. Der Ulmer Einsatzgruppenprozess 1958.
Stuttgart 2008, S. 70 ff.
29 Ebd., S. 82.
30 Miquel, Marc: „Wir müssen mit den Mördern zusammenleben!“ NS-Prozesse und politische Öffent-
lichkeit in den sechziger Jahren. In: Wojak, Irmtrud (Hrsg.): „Gerichtstag halten über uns selbst…“
Geschichte und Wirkung des ersten Frankfurter Auschwitz-Prozesses. Frankfurt/New York 2001,
S.102.
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Jahr 1957 erhielt Bauer einen Brief von Lothar Hermann, der den Hinweis enthielt, dass

Eichmann sich aktuell in Buenos Aires aufhalte. Daraufhin traf Bauer sich im November 1957

in Deutschland mit einem Vertreter des israelischen Staates und berichtete ihm von der

Neuigkeit. Im Januar 1958 reiste ein Mossad-Agent erstmals nach Argentinien, um diesen

Hinweis zu überprüfen. Die Reise endete jedoch erfolglos. Eichmanns Behausung erschien

dem Agenten zu unangemessen für eine ehemalige NS-Größe. Der Agent reiste somit

wieder ab. Es kam zu einem zweiten Treffen und daraufhin folgte eine weitere Mission nach

Argentinien, diesmal mit dem Ziel, Lothar Hermann zu kontaktieren. Dieser jedoch lebte weit

entfernt von Buenos Aires und war fast erblindet, weshalb man ihm kaum Glauben schenkte.

So scheiterte auch dieses zweite Unternehmen. Fritz Bauer reiste zweimal nach Israel (im

März 1958 und im Sommer 1959), um den Mossad anzuhalten, weiter nach Eichmann zu

forschen. Im Dezember 1959 unternahm der Jurist eine letzte Reise nach Israel, um den

Mossad zum Handeln zu drängen. Von diesem Zeitpunkt an verfolgte der israelische Ge-

heimdienst intensiver die Eichmann-Spur. Bauer selbst erhielt bis zur Festnahme von Adolf

Eichmann keine weiteren Informationen mehr. Am 23. Mai 1960 traf er sich mit einem israe-

lischen Kontaktmann und erfuhr schließlich, dass Eichmann inhaftiert worden sei und sich

bereits in Israel in Haft befinde. Einer der bedeutendsten Strafprozesse des 20. Jahrhundert

folgte, der zugleich auch ein prägender Moment für die israelische Gesellschaft werden

sollte. Der Prozess erregte zudem große internationale Aufmerksamkeit. Anhand von zahl-

reichen Dokumenten und Zeugenaussagen von Überlebenden des Holocaust konnte man

Eichmann in Jerusalem verurteilen. Am 15. Dezember 1961 sprach das Gericht das Todes-

urteil aus, am 30. Mai 1962 bestätigte das Oberste Gericht Israels das Todesurteil. Am

01. Juni 1962 wurde Adolf Eichmann hingerichtet.

Das alles wäre ohne die Zielstrebigkeit von Fritz Bauer und ohne „notgedrungen ein-

samen Entscheidungen“31, die er treffen musste, nicht möglich gewesen. Denn u.a. durch die

Amnestiegesetze von 1949 und 1954 war die Mehrheit der bestraften NS-Verbrecher bereits

begnadigt und die Parteigänger des NS-Regimes waren in Justiz und Verwaltung fast wieder

vollständig vertreten. Viele NS-Verbrecher (wie Adolf Eichmann) flohen ins Ausland. So

glückte Eichmann im Jahr 1950 die Flucht nach Argentinien, wo er in der Folge als Ricardo

Klement lebte. Die gesamten Eichmann-Ermittlungen liefen im Geheimen ab, es gab kaum

Eingeweihte. NS-Verbrecher wurden systematisch über Ermittlungsaktivitäten informiert. Es

existierte ein ganzes Netz von ehemaligen Kameraden, wie der Warndienst-West, ein Such-

dienst des Deutschen Roten Kreuzes, dessen Leiter ein ehemaliger Obersturmbannführer

war. Es ist heute schwer nachzuvollziehen, aber bei der Ahndung von NS-Verbrechen war

31 Steinke, Ronen: Fritz Bauer. Oder Auschwitz vor Gericht, S. 18.
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„Diskretion das oberste Gebot“32. Denn Bauer erhielt z.B. von der deutschen Polizei nicht nur

keine Unterstützung, sondern er musste sogar direkt gegen Widerstände und Anfeindungen

ankämpfen. Der Abteilungsleiter des Bundeskriminalamts, Paul Dickkopf, versuchte bewusst,

Bauer zu täuschen, indem er den Generalstaatsanwalt darüber informierte, dass Eichmann

sich angeblich im Nahen Osten aufhalte (Dickkopf war ehemals SS-Untersturmführer und

von den siebenundvierzig leitenden Beamten des BKA im Jahr 1958 waren dreiunddreißig

frühere SS-Angehörige).33 Sogar Reinhard Gehlen, Führungskraft im Bundesnachrichten-

dienst, war während des deutschen Vernichtungskriegs gegen die Sowjetunion ehemals

Leiter der Ostspionage. Von all diesen Entscheidungsträgern war keine Hilfe zu erwarten.

Der Bundesnachrichtendienst hatte damals nachweislich Informationen über den Aufenthalt

des einstigen Cheforganisators des Holocaust, welche jedoch bewusst nicht preisgegeben

wurden, obwohl ein Haftbefehl gegen Eichmann wegen millionenfachen Mordes erlassen

worden war. Es verstärkten sich die Aussagen (u.a. auch vom deutschen Botschafter in

Argentinien, Werner Junker) darüber, dass Eichmann sich angeblich im Nahen Osten auf-

halte. Fritz Bauer hielt aber an seiner Meinung fest, Eichmann lebe in Argentinien. Er konnte

offensichtlich nicht auf andere zählen, nur er allein war ehrgeizig und zielstrebig genug,

Eichmann fassen zu lassen, deshalb waren seine Entscheidungen notgedrungen einsam.

Bauers einzige Stütze in diesen Jahren des Kampfes war der hessische Ministerpräsident

Georg August Zinn.

Um Eichmann dennoch gegen alle Widerstände habhaft zu werden, besann Bauer sich

auf eine List. Er gab in der Öffentlichkeit vor, Adolf Eichmann wäre im Nahen Osten. Er ging

davon aus, dass dies auf Eichmann beruhigend wirkte. Dies verschaffte Bauer Luft, in

Argentinien weiter nach Eichmann fahnden zu lassen. Hier kristallisierte sich ein weiteres

Problem heraus: Israel und der Mossad hatten politische Bedenken. Eine Ergreifung Eich-

manns (ohne diplomatische Absicherung) musste zwangsläufig von argentinischer Seite als

Verletzung der Souveränität gewertet werden. Schließlich setzten sich die Entscheidungs-

träger auf israelischer Seite über all diese berechtigten Bedenken hinweg und ließen

Eichmann kidnappen, der an Bord eines Passagierflugzeuges nach Israel geflogen wurde.

Dass die Erfassung Adolf Eichmanns maßgeblich auf das Wirken von Fritz Bauer rückzu-

führen war, erfuhr die deutsche Öffentlichkeit zunächst nicht. Der hessische Generalstaats-

anwalt hatte sich für die Ergreifung Eichmanns stark gemacht und sich bewusst über viele

Vorschriften hinweggesetzt. Dies hätte ihm sein Amt gekostet. Um Bauer nicht zu schaden,

konnte erst nach seinem Tod (01.Juli 1968) öffentlich bekannt gemacht werden, was der

hessische Generalstaatsanwalt geleistet hatte. Fritz Bauer war eine der wenigen positiven

32 Steinke, Ronen: Fritz Bauer. Oder Auschwitz vor Gericht, S. 16.
33 Ebd., S. 17.
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Identifikationsfiguren in der deutschen Nachkriegszeit. Auch von institutionellen

Widerständen und persönlichen Beschimpfungen ließ er sich nicht abhalten, ohne Fritz

Bauer hätte es den Jerusalemer Eichmann-Prozess nie gegeben.

II. Fritz Bauer und der Zweck der NSG-Verfahren
Als Leidtragender der NS-Diktatur hat Fritz Bauer viele schreckliche Erfahrungen gesammelt,

die einleitend nur skizziert werden sollen: Seine persönliche Leidensgeschichte mit den NS-

Machthabern begann mit dem Prozess der Machtergreifung im Jahr 1933, als er von den

Nationalsozialisten für mehrere Monate im Konzentrationslager Heuberg inhaftiert wurde.

Danach emigrierte er im Jahr 1936 nach Dänemark, um nicht noch einmal von den National-

sozialisten gefunden zu werden, aber bereits 1940 wurde er von der Gestapo festgenommen

und in ein Gefängnis gesperrt. Auch nach der Entlassung aus dieser Haft lebte Bauer in

ständiger Angst vor einem erneuten Zugriff durch die NS-Besatzer. Als 1943 dänische Juden

nach Auschwitz deportiert werden sollten, gelang es ihm, unterzutauchen. Mit Hilfe von

dänischen Fischern konnte Bauer zusammen mit seiner Familie über den Öresund nach

Schweden flüchten. Im Jahre 1949 kehrte Fritz Bauer nach Deutschland zurück und wurde

im Jahr 1950 zunächst in Braunschweig, dann sechs Jahre später in Hessen Generalstaats-

anwalt.

Diesen Ausschnitt aus seiner Lebensgeschichte wollte Fritz Bauer zu Beginn des

1. Frankfurter Auschwitz-Prozesses im Jahr 1963 eigentlich verbergen. Dieser Versuch miss-

glückte jedoch. Seine Gegner stellten Bauers juristisches Engagement in den Medien als

reinen persönlichen Rachefeldzug dar. Dadurch bezweifelte ein Teil der deutschen Nach-

kriegs-Öffentlichkeit auch Fritz Bauers Integrität hinsichtlich einer sachlichen Aufarbeitung

der NS-Verbrechen. Mit der Redewendung von einem Feldzug mit dem Ziel, Rache zu üben,

lassen sich Bauers Hoffnungen in der Nachkriegszeit aber keineswegs beschreiben. Als Ge-

neralstaatsanwalt hoffte der Jurist auf eine neue republikanische Justiz und ein reformiertes

Strafrecht. Für ihn sollten die NS-Prozesse aufzeigen, dass ein neues Deutschland, die

junge deutsche Demokratie, gewillt ist, für die Würde eines jeden Menschen zu kämpfen.

Dazu gehörte eben auch die Aufarbeitung des geschehenen Unrechts in der Ära des Natio-

nalsozialismus. Mit diesem Optimismus, Glauben und Widerstandswillen wollte Bauer gegen

staatliches Unrecht ankämpfen. Dabei wollte er ein Jurist sein, der das Gesetz und das

Recht der Menschlichkeit und des Friedens nicht nur in Worte fasst, sondern auch in Taten

umsetzt. Bauer sagte: „Wann immer Menschenrechte missachtet werden, sei es die Pflicht

des Bürgers die Menschlichkeit zu verteidigen und folglich ein aktives Widerstandsrecht aus-
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zuüben.“34 Die Bürgerinnen und Bürger sollten ein demokratisches Verantwortungsbewusst-

sein entwickeln. Seiner Meinung nach rechtfertigt das den Widerstand bzw. die Notwehr und

Nothilfe für alle rechtswidrig angegriffenen Menschen. Fritz Bauer hoffte auf eine geistige

Revolution der deutschen Bevölkerung in der unmittelbaren Nachkriegsära. Damit verband

sich auch sein Wunsch, dass die Angeklagten in den Prozessen sich erheben und Reue

zeigen würden. Dieser Wunsch ging leider nie in Erfüllung. Auf Bauers Hoffnungen folgten

herbe Enttäuschungen.35 Es gab keine Zäsur, keine revolutionäre Wende – auch nicht im

Justizbereich.36 Diese Entwicklung wurde durch den immer stärker hervortretenden Ost-

West-Konflikt verstärkt (siehe V.).37

Aber diejenigen Kräfte in der deutschen Gesellschaft, welche gegen NSG-Verfahren in

der Bundesrepublik gerichtet waren, stießen immer mehr auf eine zunehmend kritisch einge-

stellte deutsche Öffentlichkeit. Seit dem Ende der 1950er Jahre kam es zu einigen nennens-

werten NS-Prozessen, weswegen sich die Aufmerksamkeit der deutschen Bevölkerung

stärker denn je auf die NS-Verbrechen und deren Verurteilung richtete. Zu diesen Verhand-

lungen gehörten z.B. das Bayreuther Verfahren im Jahr 1958, in dem die Öffentlichkeit auf-

grund der Zeugenaussage des ehemaligen SS-Mannes Martin Sommer über die Gewalt in

Konzentrationslagern erfuhr. Im selben Jahr kam es in Ulm zum bis dahin größten NS-Mord-

prozess (siehe I.4.2) und im Jahr 1961 zum Eichmann-Prozess in Jerusalem (siehe I.4.3).

Trotz des Ratschlages des damaligen Bundeskanzlers Konrad Adenauer, das Verfahren in

Jerusalem nicht zu verfolgen, da es „die ganzen Abscheulichkeiten des Hitlerregimes wieder

aufwühlen würde“38, taten genau dies 85 Prozent der deutschen Öffentlichkeit. Bis zum Ende

des Prozesses im Dezember desselben Jahres waren die Menschen immer wieder

schockiert über die Zeugenaussagen der Holocaust-Überlebenden, trotzdem gaben nur acht

Prozent der Teilnehmer einer Befragung an, dass sie sich mitschuldig an den Gescheh-

nissen fühlten. Im Gegensatz dazu stieß später der 1. Frankfurter Auschwitz-Prozess zu-

34 Zitiert nach Irmtrud Wojak: Im Labyrinth der Schuld. Fritz Bauer und die Aufarbeitung der NS-
Verbrechen nach 1945; In: dies.; Susanne Meinl (Hrsg.): Im Labyrinth der Schuld. Täter – Opfer –
Ankläger. Frankfurt am Main 2003, S. 17 ff.
35 Das Ergebnis der Debatte war letztendlich das Richtergesetz im Jahr 1961, das zur Pensionierung
von 135 Richtern führte, was aber eher wie der Teil einer „Beschwichtigungsstrategie“ wirkte. Dazu
Miquel, Marc: „Wir müssen mit den Mördern zusammenleben!“ NS-Prozesse und politische Öffent-
lichkeit in den sechziger Jahren. In: Wojak, Irmtrud (Hrsg.): „Gerichtstag halten über uns selbst…“
Geschichte und Wirkung des ersten Frankfurter Auschwitz-Prozesses, S. 102.
36 Wojak, Irmtrud: Im Labyrinth der Schuld. Fritz Bauer und die Aufarbeitung der NS-Verbrechen nach
1945. In: dies.; Meinl, Susanne (Hrsg.): Im Labyrinth der Schuld. Täter – Opfer – Ankläger. Frankfurt
am Main 2003, S.27.
37 Dazu eingehender Grabitz, Helge: Die Verfolgung von NS-Verbrechen in der Bundesrepublik
Deutschland, der DDR und Österreich. In: Steininger, Rolf (Hrsg.): Der Umgang mit dem Holocaust.
Europa - USA - Israel. 2. Auflage. Wien, Köln, Weimar, Böhlau 1994, S. 198 – 214.
38 Miquel, Marc: „Wir müssen mit den Mördern zusammenleben!“ NS-Prozesse und politische Öffent-
lichkeit in den sechziger Jahren. In: Wojak, Irmtrud (Hrsg.): „Gerichtstag halten über uns selbst…“
Geschichte und Wirkung des ersten Frankfurter Auschwitz-Prozesses, S.103.
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nächst auf sehr starke Ablehnung, was Zahlen einer Umfrage belegen (mehr als die Hälfte

der Befragten waren für das Ende der Strafverfolgung von NS-Verbrechern). Das lag aber

auch an der intensiven Berichterstattung der Medien, die sich über die zweijährige Dauer des

Prozesses hinzog und einen gewissen Abnutzungseffekt in der Öffentlichkeit hervorrief.

Dieses mediale Interesse hatte aber auch positive Folgen, denn der Prozess in Frankfurt

wurde von ungefähr 20.000 Zuschauern besucht. Generell spielten primär die liberalen

Medien, die sich dem Aufklärungs- und Bildungsauftrag verpflichtet fühlten, eine große Rolle

während der Prozesse. Es wurde zum Beispiel die Fernsehdokumentation „Das Dritte Reich“

in dieser Zeit ausgestrahlt, die von 15 Millionen Zuschauern verfolgt wurde und sich mit den

politischen Ereignissen in der NS-Zeit befasste. Auf der anderen Seite führte die ausführliche

Auseinandersetzung der Medien mit den Verfahren und den Verbrechen zu Problemen und

Verzerrungen der NS-Vernichtungspolitik. Die Dämonisierung der Angeklagten und das Bild

des „abscheuerregenden Einzeltäters“39 manifestierte sich in den Köpfen der Menschen

(siehe III.), während es sich hingegen beim Holocaust um einen staatlich organisierten,

systematisch realisierten Verwaltungsmassenmord handelte (siehe III. und VI.).

Da die Diskussion über die Schuldfrage in der westdeutschen Gesellschaft Ende der

1950er Jahre aufgrund der zunehmenden Zahl von NS-Verfahren wieder aufgenommen und

im Zuge dieser Entwicklung immer mehr Druck auf die Politik ausgeübt wurde, kam es am

10. März 1965 im Bundestag zur Verjährungsdebatte. In dieser diskutierten u.a. der

CDU/CSU Fraktionsvorsitzende Rainer Barzel und Adolf Arndt, der Rechtsexperte der SPD

war. Während Barzel die Meinung vertrat, dass Hitler die größte Schuld an allem trug, das

deutsche Volk als „hilfloses Opfer“40 beschrieb, legte sein Gegenüber ein Schuldbekenntnis

ab, indem er sagte, „Das Wesentliche wurde gewusst“41, denn ihm selber sei die Ermordung

von Behinderten bekannt gewesen und er habe seiner Meinung nach zu wenig dagegen

unternommen. Der Gesetzesentwurf gegen die Verjährungsfrist wurde daraufhin vom CDU-

Abgeordneten Ernst Benda eingereicht, was zur Folge hatte, dass die Verjährungsfrist für

Mord auf das Jahr 1969 verlängert und die Mitarbeiterzahl der Zentralen Stelle in Ludwigs-

burg schließlich auf 50 Staatsanwälte erhöht wurde. Zu dieser Verlängerung kam es nicht

nur aufgrund dieser Debatte, sondern primär wegen des außenpolitischen Drucks, vor allem

seitens jüdischer Organisationen, die gegen die Verjährung protestierten. Auf der einen Seite

ging dieser Entschluss demnach in die richtige Richtung, auf der anderen Seite jedoch setzte

sich die konservative Mehrheit im Bundestag erfolgreich für eine Amnestie ein, die letztend-

39 Miquel, Marc: „Wir müssen mit den Mördern zusammenleben!“ NS-Prozesse und politische Öffent-
lichkeit in den sechziger Jahren. In: Wojak, Irmtrud (Hrsg.): „Gerichtstag halten über uns selbst…“
Geschichte und Wirkung des ersten Frankfurter Auschwitz-Prozesses, S.105.
40 Ebd., S. 107
41 Ebd.
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lich im Jahr 1969 durchgesetzt wurde.42 Diese sollte eigentlich den untergeordneten Befehls-

empfängern zugute kommen, doch stattdessen verjährten die Verbrechen der Bürokraten,

die einen Großteil der Verantwortung innerhalb des Mordapparates hatten.

Welche konkreten Vorstellungen hatte Fritz Bauer hinsichtlich des Zwecks von NS-Pro-

zessen? Durch die Prozesse gegen die NS-Verbrecher wollte der Jurist einen Beitrag zur po-

litischen Aufklärung und demokratischen Bewusstseinsbildung 43 des deutschen Volkes

leisten. Außerdem wollte er den Menschen das Wissen über die Verbrechen vermitteln und

zur „Re-Education“44 in der Bundesrepublik Deutschland beitragen. Re-Education bedeutet,

die ethischen Gedanken in die Köpfe der Menschen zurückzuholen, die während der NS-Ge-

waltherrschaft verloren gegangen waren. Bei der Aufarbeitung der nationalsozialistischen

Gewaltverbrechen ging es Fritz Bauer nicht vordergründig um die Bewältigung einer ver-

brecherischen Vergangenheit, sondern maßgeblich um die Gegenwart und die Zukunft der

jungen deutschen Demokratie.

Seine volkspädagogischen Überlegungen, wie man also erfolgreich die Träger des natio-

nalsozialistischen Regimes nach dem Krieg in die Gesellschaft zurückführen könnte, formte

Bauer schon während des Krieges. Er war der Auffassung, dass das deutsche Volk die Ge-

setze des geltenden Völkerrechts während des Krieges vergessen hatte. Seine Aufgabe sah

er darin, dem deutschen Volk diese Rechte wieder nahezubringen. Die Prozesse gegen die

Kriegsverbrecher sollten als eine Art Leitfaden dienen, um den Menschen die Grausamkeiten

und unmenschlichen Verbrechen vor Augen zu führen. Das volkspädagogische Konzept

wollte den Deutschen die Augen öffnen und ihnen einprägen, wie man sich ethisch zu ver-

halten habe.45 Wie oben bereits angesprochen, war Rache keinesfalls Bauers Intention,

sondern der wirkliche Zweck der NS-Prozesse war der Lernprozess, der bei den Deutschen

entstehen sollte und die Bewusstseinswerdung, dass das Gedankengut des NS-Regimes

niemals vertretbar war und sein wird. Nach Bauers Auffassung sollten die NS-Verfahren der

deutschen Bevölkerung eine Brücke zu diesen Erkenntnissen bauen. Somit dienten sie als

historischer, rechtlicher und moralischer Unterricht.46 Auf diese Weise sollte der Boden be-

reitet werden, dass dergleichen nie wieder vorkommen kann.

Sein oben beschriebenes volkspädagogisches Konzept kollidierte dabei mit seiner ange-

strebten Prozessführung, die im Folgenden skizziert werden soll: Für seine Prozessführung

hat Fritz Bauer die sogenannten Völkermord-Tätertypologien aufgestellt. Der erste Tätertyp

42 Miquel, Marc: „Wir müssen mit den Mördern zusammenleben!“ NS-Prozesse und politische Öffent-
lichkeit in den sechziger Jahren. In: Wojak, Irmtrud (Hrsg.): „Gerichtstag halten über uns selbst…“
Geschichte und Wirkung des ersten Frankfurter Auschwitz-Prozesses, S. 110.
43 Renz, Werner: Fritz Bauer und das Versagen der Justiz. Nazi-Prozesse und ihre „Tragödie“.
Hamburg 2015, S. 19.
44 Ebd.
45 Ebd., S.20.
46 Ebd., S.21.
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waren die Fanatiker und Gläubigen. Diese teilten die Vorstellungen der verbrecherischen

Staatsführung. Die „Formalisten“ und „Blindgehorsamen“ bildeten den zweiten Tätertyp.

Diese Personen taten alles, was man ihnen befahl, egal, ob die Tatausführung universelle,

moralische Gesetze verletzte. Die „Nutznießer“, also Personen, die einen Vorteil aus einer

Situation ziehen, und die „Opportunisten“, die ein charakterloses Verhalten aufweisen, bil-

deten den dritten Tätertyp. Sie begingen ihre Taten für das persönliche Fortkommen und für

die berufliche Karriere. Die Personen, die einer dieser drei Gruppen zuzuordnen waren, er-

achtete Bauer als Täter beziehungsweise Mittäter. Die sogenannten „missbrauchten Werk-

zeuge“ waren der vierte Tätertyp. Diese Personen handelten unter Befehlszwang und in Be-

fehlsnot. Der letzte und fünfte Tätertyp setzte sich aus den „Mitläufern“ und „Zuschauern“ zu-

sammen. Sie waren lediglich Handlanger und wurden als Tatbeteiligte eingestuft. Die Mit-

glieder dieser letzten Gruppe konnten nach 15 Jahren strafrechtlich nicht mehr verfolgt

werden.47 Laut seiner Prozessführung reichten Urkunden allein, um eine Tatbeteiligung in

einem Vernichtungszentrum zu beweisen. Somit waren diese Personen Mittäter am Massen-

mord. Einer weiteren Wahrheitserforschung brauchte es laut Bauer nicht. Jeder, der im

Wissen um den Zweck der Mordeinrichtung handelte, war als Mittäter einzustufen48 - und

konnte nach Bauers Position rasch abgeurteilt werden. Seine angestrebte Prozessführung

stand daher im Gegensatz zu seinem volkspädagogischen Konzept. Fritz Bauer hatte aber

seine Gründe für den angestrebten „kurzen Prozess“. Er wollte, dass die Aufmerksamkeit der

Öffentlichkeit groß bleibt und die Gesellschaft die NS-Prozesse bis zum Schluss verfolgt.

Außerdem war er der Meinung, dass nur so der erzieherische Effekt zu erreichen war, den er

mit seinem volkspädagogischen Konzept bewirken wollte. Bauers angestrebte Prozess-

führung lief dabei dem Kern seines volkspädagogischen Konzepts zuwider: Bei den

Deutschen sollte ein Reflexionsprozess über das begangene Unrecht und über die Würde

des Menschen in Gang gesetzt werden. Diese zentrale Intention war allerdings nicht mit

einem „kurzen Prozess“ kompatibel. Hier zeigt sich die widersprüchliche Natur in der außer-

gewöhnlichen Persönlichkeit Fritz Bauers.

Der widersprüchliche Charakter Bauers kommt noch stärker zum Vorschein, wenn man

den „öffentlichen“ und den „privaten“ Menschen betrachtet. Nach außen zeigte der Jurist sich

optimistisch und zuversichtlich hinsichtlich des aufklärerischen Zwecks der NSG-Verfahren.

Privat allerdings betrachtete Bauer die Sachlage sehr viel skeptischer. Gegenüber einem

israelischen Journalisten und Schriftsteller soll Fritz Bauer beispielsweise Folgendes ge-

äußert haben: „Der erzieherische Effekt der Prozesse – wenn es überhaupt einen gibt – ist

47 Renz, Werner: Fritz Bauer und das Versagen der Justiz. Nazi-Prozesse und ihre „Tragödie“, S.23 f.
48 Ebd., S.34.
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47 Renz, Werner: Fritz Bauer und das Versagen der Justiz. Nazi-Prozesse und ihre „Tragödie“, S.23 f.
48 Ebd., S.34.
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minimal.“49 Auch in einem privaten Brief aus dem Jahre 1963 offenbarte er: „Natürlich ist das

Resultat der Prozesse mehr als negativ. Ich (und die meisten) haben nie etwas anderes er-

wartet. Die Naziprozesse unterscheiden sich insoweit in nichts von allen anderen Strafpro-

zessen, alle führen zu nichts oder nicht viel. Es wäre gewiss schon etwas gewonnen, wenn

das dumme Publikum aus der Problematik der Naziprozesse auf die Fragwürdigkeit aller

Strafprozesse schlösse.“50 In der Öffentlichkeit vertrat Bauer demnach die eindeutige Po-

sition, dass die NS-Prozesse als Unterricht dienen und das deutsche Volk erziehen könnten,

während er privat die Ansicht vertrat, dass die NS-Verfahren das deutsche Volk eben nicht

läutern könnten. Wie ist diese pessimistische Haltung zu verstehen?

Fritz Bauer wusste, dass viele NS-Verbrecher für die begangenen Grausamkeiten nicht

mehr bestraft werden konnten und diese Verbrecher bis zu ihrem Tod in der Gesellschaft,

zumeist auch noch wohlhabend, lebten, als wären sie nie Teil der systematischen Aus-

löschung von Menschenleben gewesen.51 Ein Grund für diese absurde Situation war die Tat-

sache, dass Todschlag seit 1960 verjährt gewesen ist und den NS-Verbrechern Mord oder

Beihife zu Mord nachgewiesen werden musste, um sie belangen zu können (siehe III.

und IV.). Bewusst war Bauer auch, dass die Strafen, die die NS-Verbrecher bekamen, nicht

erfolgreich zur Selbstaufklärung führten und somit insgesamt wenig Nutzen im Bezug auf die

moralische und demokratische Erziehung der Deutschen hatten. Es stellte sich seines Er-

achtens ebenso die Frage, in welchem Maße eine Bestrafung überhaupt möglich gewesen

wäre, wo doch viele Verurteilte nach einigen wenigen Jahren bei guter Führung vorzeitig ent-

lassen wurden. Dass sich die NS-Verbrecher, die das nationalsozialistische Gedankengut in

sich trugen und so über Jahre die NS-Vernichtungspolitik mitgetragen hatten, nach dem

Strafvollzug zu anständigen Demokraten entwickeln würden, war für Fritz Bauer letzten

Endes doch sehr unwahrscheinlich.52

III. Der Subjektivismus des deutschen Rechts
Der 1. Frankfurter Auschwitz-Prozess wurde – wie alle bundesdeutschen NSG-Verfahren –

auf dem Boden des deutschen Strafrechts (StGB) geführt. Dieses erhält durch den Subjekti-

vismus sein spezifisches Gepräge. Das führte in dem Moment zu erheblichen Problemen, als

es darum ging, NS-Gewalttäter angemessen zu verurteilen. Es ist zu beachten, dass NS-

Prozesse nach dem während der Tatzeit gültigen Strafgesetzbuch abgehandelt wurden.53

49 Zitiert nach Renz, Werner: Fritz Bauer und das Versagen der Justiz. Nazi-Prozesse und ihre
„Tragödie“, S.31.
50 Zitiert nach ebd.
51 Ebd., S.32.
52 Ebd., S.33.
53 Vgl. Pendas, Devin O.: Der Auschwitz-Prozess. Völkermord vor Gericht. München 2013, S. 57.
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Subjektiv bedeutet in dem Sinne „täterbezogen“54, als dass für die Urteilsfindung insbe-

sondere die (inneren) Beweggründe der Täter zur Tatzeit entscheidend sind und nicht der

Beweis, dass jemand etwas anhand von objektiven („tatbezogenen“55) und somit sichtbaren

Merkmalen getan hatte. Der entscheidende Punkt ist nun aber, dass diese subjektiven

(inneren) Merkmale nur indirekt nachzuweisen sind, da sie die sogenannte „innere Tatseite“56

betreffen, was heißt, dass diese sich lediglich im Kopf des Täters abspielen und von außen

nicht zu erkennen sind. Die Frage muss auch bleiben, inwiefern ein Individualstrafrecht in der

Lage ist, den Mord an mehreren Millionen Menschen adäquat darzustellen und zu verur-

teilen.

Die grundlegende subjektive Ausrichtung führte zu drei grundsätzlichen Problemen, mit

denen die Staatsanwälte und Richter im 1. Frankfurter Auschwitz-Prozess konfrontiert

waren. Die Säulen in der Grafik am Anfang des Kapitels stellen diese drei Probleme dar.

Dabei geht es um die Unterscheidung folgender Grundbegriffe im Strafrecht: „Mord und Tot-

schlag“, „Täter und Gehilfe“ sowie „Schuld und Strafe“.57 Inwieweit der Subjektivismus diese

Grundbegriffe prägt und welche konkreten Auswirkungen dies auf den 1. Frankfurter Au-

schwitz-Prozess hatte, wird im Folgenden erläutert.

Eingangs muss betont werden, dass das damalige deutsche subjektive Recht Verbrechen

wie Völkermord nur unzureichend verhandeln konnte, da den Angeklagten Mord oder Bei-

hilfe zu Mord einwandfrei nachgewiesen werden musste, da Totschlag seit 1960 verjährt

war. Es reichte demnach nicht die Tatsache aus, dass die Angeklagten ein Teil der Wach-

mannschaft des Konzentrations- und Vernichtungslagers Auschwitz gewesen waren. Vor

Gericht wurde gerade diese subjektive Komponente zu einem gravierenden Problem, da die

inneren Beweggründe der Angeklagten für einen staatlich organisierten und systematisch

betriebenen Verwaltungsmassenmord, bei dem die Leidtragenden anonym blieben, nicht

entscheidend waren. Dieser Sachverhalt wird durch das Fallbeispiel des Zahnarztes Dr.

Schatz konkretisiert. In dem sich anschließenden Teilkapitel IV. wird die Bedeutung der

widersprüchlichen Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs Anfang der 1960er Jahre auf die

NSG-Verfahren erläutert (siehe VI.).

„Mord und Totschlag“

„Mord und Totschlag" bildet die erste Säule der uns vorliegenden Grafik. Die Abgrenzung

von Mord und Totschlag stellte im 1. Frankfurter Auschwitz-Prozess eine essenzielle Frage-

stellung dar. Totschlag hatte eine Verjährungsfrist, die bei 15 Jahren lag, weshalb als Tot-

54 Pendas, Devin O.: Der Auschwitz-Prozess. Völkermord vor Gericht, S.62.
55 Ebd.
56 Ebd.
57 Vgl. ebd., S.60 ff.
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schlag eingestufte Delikte im Jahr 1960 abgelaufen waren. Als das Frankfurter Verfahren im

Jahr 1963 begann, mussten die Staatsanwälte demnach beweisen, dass es sich bei dem

vorliegenden Fall um Mord bzw. um Beihilfe zum Mord und nicht um Totschlag handelte.58

Gemäß dem StGB handelt es sich bei einer Straftat dann um Totschlag, wenn die spe-

zifischen Beweggründe für Mord nicht zutreffen.59 Es handelt sich laut dem Strafgesetzbuch

dann um Mord, wenn ein im StGB definierter Beweggrund auf die Tat zutrifft. Diese Beweg-

gründe sind in drei Faktorengruppen eingeteilt. (1) Die Motive des Täters, wie zum Beispiel

Mordlust oder Rassenhass (an welchem sich die Frankfurter Staatsanwaltschaft im Be-

sonderen orientierte), (2) die zum Töten benutzten Mittel, wenn beispielsweise die Wehr- und

Arglosigkeit der Leidtragenden ausgenutzt wurde, oder (3) der Zweck des Tötens, wie zum

Beispiel, um eine andere Straftat zu verdecken.60

Es ist also nur derjenige ein Mörder, dessen Tat die spezifischen Merkmale für Mord er-

füllt. Diese sind subjektiver Natur, das heißt, es ist entscheidend, warum der Täter getötet

hat oder aus welchem Grund, und nicht nur, dass er überhaupt gemordet hat. Ganz im

Gegensatz z.B. zum US-amerikanischen Recht. Dort gilt, dass Mord dann vorliegt, wenn

eine Absicht des Täters nachgewiesen werden kann. Die volle Absicht des Täters ist dann

gegeben, wenn der Täter vor der Tat absehen konnte oder billigend in Kauf nahm, dass

diese Tat zum Tod eines Menschen führen musste. Somit kommt es bei der US-ameri-

kanischen Rechtsauffassung nicht darauf an, warum jemand getötet hat (also nicht auf die

inneren Beweggründe), sondern, ob es volle Absicht war.61 In diesem Vergleich sieht man

deutlich, wie unterschiedlich die verschiedenen Rechtsauffassungen der einzelnen Länder

waren und auch noch sind. Das folgende Beispiel soll diesen Sachverhalt verdeutlichen: Es

handelt sich hierbei um den sogenannten Schoberth-Fall. Johann Schoberth wurde im 1.

Frankfurter Auschwitz-Prozess wegen dreier Verbrechen angeklagt. Die Staatsanwaltschaft

konnte ihm zum Ersten nicht nachweisen, dass er an einer Selektion an der Rampe in

Auschwitz-Birkenau teilgenommen hat, und zum Zweiten, dass er an der Vergasung von

Juden beteiligt war. Die dritte Anklage bezog sich darauf, dass Schoberth an einer Er-

schießung von Häftlingen in einem Krematorium beteiligt gewesen war. Wie oben erläutert,

reichte der Nachweis allein nicht aus, dass er geschossen hat, sondern es musste auch

bewiesen werden, aus welchen Gründen und mit welcher inneren Einstellung Schoberth die

Häftlinge erschossen hatte. Die Staatsanwaltschaft konnte dieser Tat nicht die speziellen

Merkmale für Mord einwandfrei und ohne Zweifel nachweisen. Das Frankfurter Gericht

sprach diesen Angeklagten frei, da ihm nicht bewiesen werden konnte, dass ihm zum Tat-

58 Pendas, Devin O.: Der Auschwitz-Prozess. Völkermord vor Gericht, S.60.
59 Ebd.
60 Ebd., S.60 f.
61 Ebd., S.58 ff.
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zeitpunkt die Unrechtmäßigkeit seiner Handlung voll bewusst war. Dem Angeklagten war

nicht die Möglichkeit gegeben, die Rechtmäßigkeit des Todesurteils zu überprüfen.62 Der Be-

weismangel bezog sich hier also nicht auf Schoberths objektive Taten (dass er geschossen

hatte, konnte durch das Gericht zweifelsfrei ermittelt werden), sondern auf seine geistige

Verfassung, die inneren Beweggründe waren im Unklaren geblieben.

Täter und Gehilfe

Eine weitere Problematik des Subjektivismus des deutschen Rechts ist die Unterscheidung

von Täter und Gehilfe. Diese Abgrenzung zieht weitreichende Konsequenzen für den Ange-

klagten nach sich. Bei dem Nachweis der Gehilfenschaft kann das Gericht mildernde Um-

stände in Erwägung ziehen, was wiederum Auswirkungen auf das zu verhängende Strafmaß

hatte. Auch hier wird ein weiterer elementarer Unterschied zum US-amerikanischen Recht

manifest, das keine geringeren Strafen für Gehilfen vorsieht, da die Absicht der Tat (also die

beabsichtigte Folge einer Handlung) im Fokus steht, im deutschen Recht hingegen die

innere Haltung, die inneren Beweggründe zur Tat.63

Es galt diejenige Person als Täter, die aus eigenem Antrieb handelte und die kriminellen

Motive verinnerlichte, falls es sich um einen Auftrag handelte. Gehilfen waren die Personen,

die dem Täter mit Rat und Tat zur Seite standen und ihm wissentlich Hilfe leisteten. Das sub-

jektive Recht ist „täterbezogen“ 64 , das objektive Recht hingegen ist „tatbezogen“ 65 . Im

deutschen Strafrecht gibt es zwei subjektive Theorien zur Abgrenzung von Täter- und Ge-

hilfenschaft. Diese Unterscheidung erfolgt nach innenpsychischen Kriterien wie dem Willen,

den Motiven oder der Gesinnung. Allerdings verwenden sie objektive Merkmale, wie Tather-

gang und Tatwaffe, um die schwer nachzuweisende innere Tatseite, also das Motiv und die

Intention des Täters hinter der Tat, zu erkennen. Denn die Tat an sich gilt als Indiz für den

Willen und die Absicht hinter der Tat.

Die erste der subjektiven Theorien ist die Dolus-Theorie. Das Wort „dolus“ kommt aus

dem Lateinischen und bedeutet „böswillige Absicht“. Diese Theorie sagt aus, dass einer

Straftat immer eine Absicht des Täters, diese Straftat zu begehen, vorangeht und dass aus

diesem bösen Willen die Folgen der Straftat, wie beispielsweise der Tod eines Menschen,

entstehen (Böse Ziele zeitigen als Konsequenz böse Folgen!). Dabei will der Täter seine

eigene Tat zur Vollendung bringen und erkennt keinen übergeordneten Tatwillen an. Der Ge-

hilfe hat keinen eigenen Tatwillen und unterwirft seinen Willen dem des Täters. Falls der Ge-

62 Pendas, Devin O.: Der Auschwitz-Prozess. Völkermord vor Gericht, S.63 f.
63 Ebd., S. 59.
64 Ebd., S.62.
65 Ebd.
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hilfe allerdings denselben Willen wie der Täter hat, gilt er als Mittäter. Hier steht die unter-

schiedliche Willensentscheidung von Täter und Gehilfe im Vordergrund.66

Anders ist das bei der Interessentheorie, welche die Person als Täter definiert, die

Interesse am Erfolg der Tat hat. Anders als die Dolus-Theorie konzentriert sie sich auf vage

umrissene Interessen der Beschuldigten. Hier hat der Gehilfe kein Interesse am Erfolg und

ist lediglich Teil der Umsetzung. Es wird ebenfalls mehr auf das Ziel der Handlung geachtet

als auf die Mittel zur Durchsetzung einer Tat, allerdings wird hier das „radikale Böse“67 durch

das Interesse ersetzt.68 Hier nun verdichtet sich die Problematik: Zum Ersten wird die Ab-

grenzung zwischen Täter und Gehilfe aufgrund der nachweisbaren subjektiven Einstellung

getroffen, die der Angeklagte zur fraglichen Straftat hatte, zum Zweiten wird die wichtige

Unterscheidung zwischen dem Begehen einer Straftat und der Beihilfe zu selbiger im Ge-

setzestext nicht näher definiert. Abhilfe schaffen in der Rechtspraxis Kommentare – aber vor

allem Präzedenzfälle. Auf einige aussagekräftige Präzedenzfälle wird im Folgenden einge-

gangen, die überdies die Widersprüchlichkeit in der Rechtsprechung verständlich machen:

Der erste ist der sogenannte „Badewannenfall“ von 1940. Damals hat eine Mutter ihre

Schwester überredet, ihren Säugling in der Badewanne zu ertränken. In diesem Fall wurde

die Mutter des Säuglings als Täterin eingestuft, weil sie das Interesse am Erfolg dieser Tat

hatte. Die Schwester, die letztendlich die Tat begangen hatte, wurde als Gehilfin verurteilt,

da sie kein Interesse an der Umsetzung der Tat hatte und nachweislich lediglich als Werk-

zeug fungiert hatte. In diesem Fall hatte sich das Reichsgericht an der Interessentheorie

orientiert und auf objektive Merkmale verzichtet.69 Demgegenüber ereignete sich 1956 dieser

Fall: Eine Frau hatte ihren Geliebten beauftragt, ihren Mann zu ermorden. Auch wenn der

Mann von der Frau angestiftet worden war, wurde er durch den BGH als Täter verurteilt. In

der Urteilsbegründung hieß es dazu: „Eigenhändiges Töten begründet Täterschaft“.70 Der

BGH hatte sich demnach von der Interessentheorie, die das Reichsgericht im „Badewannen-

Fall“ zugrunde gelegt hatte, distanziert. Der BGH betonte, dass dieses Urteil nicht auf NSG-

Verfahren anzuwenden sei.71

Zwar konzentrierte man sich in den 1950er und 1960er Jahren auf die subjektiven

Theorien, allerdings kam es, wie im Falle des Geliebten, immer wieder zu Urteilen, bei denen

objektive Faktoren eine Rolle spielten. Damit sorgten die Richter für noch mehr Verwirrung

innerhalb der Gesellschaft (siehe IV.).72

66 Pendas, Devin O.: Der Auschwitz-Prozess. Völkermord vor Gericht, S. 67.
67 Ebd., S.68.
68 Ebd.
69 Ebd.
70 Ebd., S. 71.
71 Ebd.
72 Ebd., S.69 f.
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Schuld und Strafe

Die dritte Säule der Grafik zeigt den Sachverhalt „Schuld und Strafe“. Das Problem für das

zuständige Frankfurter Gericht war auch hier der Subjektivismus im deutschen Strafrecht, in

diesem bildet der Begriff der Schuld eine Verbindung zwischen der subjektiven und der ob-

jektiven Sicht.73 Die subjektive Sicht beschreibt die Betrachtung des Täters und daraus sollte

sich das äußere Verhalten des Täters erklären, also die Tat selbst.

Zuerst ist es jedoch entscheidend, den Begriff Schuld in seiner Komplexität zu verstehen

und ihn auf seine Kernaussage hin zu überprüfen. Dieser Arbeit widmete sich Reinhard

Frank im Jahr 1907. Seine Aufschlüsselung des Schuldbegriffs schlug sich in der deutschen

Rechtspraxis unter dem Rechtsbegriff „Vorwerfbarkeit“ nieder. 74 Frank verwendete den

Schuldbegriff als einen Begriff, welcher sich sowohl auf die objektive Sicht des Täters als

auch auf die subjektive Sicht bezieht. Laut Frank hat Schuld drei Komponenten: (1) die Zu-

rechnungsfähigkeit des Angeklagten, (2) seine Absicht oder Fahrlässigkeit und (3) die Be-

gleitumstände der Tat.75 Diese Komponenten spiegeln vor allem die Sicht des Gerichts im

Auschwitz-Prozess wider, nämlich die täterbezogene Sicht. Es sind zwar auch die Begleit-

umstände einer Tat von Bedeutung und können Schuld, im Falle einer Nötigung, auch aus

der Welt schaffen. Doch zentral ist der Wille des Täters hinter seiner Tat. Konnte der Täter

seine Tat verstehen, also war er in der Lage, sowohl die Folgen seiner Tat als auch die an-

schließenden Konsequenzen zu erfassen, und handelte der Angeklagte absichtlich oder war

es eine fahrlässige Tat.

Diese drei Komponenten von Frank lassen sich unter dem Begriff der „Vorwerfbarkeit“ zu-

sammenfassen. In der Praxis sprachen die Juristen auch von dem Rechtsbegriff Vorwerf-

barkeit. Franks Schuldbegriff ist ein synthetischer Begriff. Das heißt, Schuld bedeutet Vor-

werfbarkeit.76

Das Gericht in Frankfurt war also in der Lage, eine Strafe zu rechtfertigen, wenn der Täter

infolge einer freien Entscheidung gehandelt hatte. Pendas pointierte diesen Sachverhalt so:

„Schuld entstehe aus gewollten Taten, die im vollen (oder teilweisen) Bewusstsein um ihre

Folgen begangen werden.“ 77 Diese Grundannahme ist sehr wichtig für den Prozess. Alle

weiteren Begriffe des deutschen Strafrechts orientieren sich an dieser Grundannahme. Die

Unterscheidungen von „Mord und Totschlag“ und „Täter und Gehilfe“ sind subjektive Ab-

grenzungen78, welche sich aus der Grundannahme bilden, dass Strafrecht gleich „Schuld-

73 Pendas, Devin O.: Der Auschwitz-Prozess. Völkermord vor Gericht, S 59.
74 Vgl. ebd., S.78.
75 Vgl. ebd., S.79.
76 Vgl. ebd.; sowie Schlink, Bernhard: Vergangenheitsschuld. Beiträge zu einem deutschen Thema.
Zürich 2007, S. 11 ff.
77 Ebd., S.81.
78 Ebd.
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recht“ ist. Wenn Schuld den Willen und die Begleitumstände der Tat und des Täters umfasst,

dann wird die Vermischung vom Subjektivismus und teilweise auch der objektiven Sicht

möglich.

Doch wie in allen anderen Kategorien brachte das subjektive Rechtssystem im Bezug auf

den Auschwitz-Prozess Probleme mit sich. Denn das subjektive System war nicht in der

Lage, ein Verbrechen dieses Ausmaßes zu verurteilen (siehe VI.). Auschwitz war kein Ver-

brechen, in dem es einen Täter und ein Opfer gab, denn es handelte sich um 20 Angeklagte,

die in über einer Million Mordfälle angeklagt wurden. Auschwitz war ein Massenvernichtungs-

programm, das bürokratisch umgesetzt wurde. Da war es sehr schwierig, nach 20 Jahren

eine subjektive Sicht des Täters zu seiner Tat zu rekonstruieren. Die innere Einstellung des

Täters war für das Funktionieren der Todesfabrik im Allgemeinen irrelevant. Und bei einem

subjektiven Strafrecht ist die Einstellung der Täter immer unterschiedlich, sie kann nicht, wie

von Fritz Bauer ursprünglich geplant, verallgemeinert werden. Fritz Bauer wollte die NS-Ge-

waltherrschaft gemäß einer Anklageschrift als ein einziges „Gewaltverbrechen“ aburteilen

(siehe II.). Das Problem war jedoch, dass die bundesdeutschen NS-Prozesse seit Anfang

der 1950er Jahre nach dem zur Tatzeit geltenden deutschen Strafrecht geführt wurden.79 Es

war nicht wie beim Nürnberger Hauptkriegsverbrecher-Prozess (1945 – 1946), der von den

Alliierten geführt wurde, oder dem Eichmann-Prozess in Israel, der unter anderem wegen

„Verbrechen gegen die Menschlichkeit“ geführt wurde, der Auschwitz-Prozess war gebunden

an das subjektive deutsche Strafrecht, niedergelegt im Strafgesetzbuch (I.4.1 und I.4.3).

Das Fallbeispiel Dr. Schatz

Folgende Ausführungen basieren auf dem Urteil des Landgerichts Frankfurt am Main vom

19. und 20. August 1965, im Besonderen handelt es sich um den Auszug „Der Schuldvorwurf

gegen den Angeklagten Dr. Schatz“.80 Dieser war Zahnarzt im Konzentrations- und Ver-

nichtungslager Auschwitz. Überdies hielt er sich aber auch auf der Rampe in Auschwitz-

Birkenau auf. Aus diesem Grund befand sich Dr. Schatz als Angeklagter vor dem Gericht in

Frankfurt am Main.

Die Staatsanwaltschaft Frankfurt warf dem Angeklagten wegen seines Aufenthalts auf der

Rampe (während der Selektionen) einen „kausalen Tatbeitrag zu den Vernichtungsaktionen“

vor, „indem er die anderen SS-Angehörigen psychisch gestärkt habe“.81 Objektiv vermutete

man, dass Dr. Schatz durch seine Anwesenheit die Vernichtungsaktion gefördert habe. Dies

war nach Auffassung des Schwurgerichts jedoch zweifelhaft. Jedoch ist die objektive Sicht ir-

79 Pendas, Devin O.: Der Auschwitz-Prozess. Völkermord vor Gericht, S.57.
80 Gross, Raphael; Renz, Werner (Hrsg.): Der Frankfurter Auschwitz-Prozess (1963 – 1965). Band 2.
Frankfurt/New York 2013, S. 1102 – 1103.
81 Ebd., S. 1102 – 1103.



52



53
34

relevant, da das Gericht auf subjektiver Basis urteilte, das heißt, es musste bewiesen

werden, dass Dr. Schatz bewusst war, welche Folgen seine Anwesenheit auf der Rampe

hatte.

Des Weiteren konnten sie die Beteiligung von Dr. Schatz an der Vernichtungsaktion nicht

nachweisen, da dieser im Lager eine unbedeutende Position hatte und es somit nicht

nahelag, dass er jemandem psychisch hätte stärken können.82 Es ist in diesem Fall sehr gut

zu erkennen, wie sich die subjektive Rechtsgrundlage im Prozess auswirkte. Im Fall Dr.

Schatz kam es letztlich zu einem Freispruch. Es konnte nicht einwandfrei festgestellt werden,

dass er durch sein Mitlaufen (mit den jüdischen Menschen auf der Rampe) das Massenver-

nichtungsprogramm bewusst gefördert hat.83 Die täterbezogene Sicht verlangt eine Schuld-

zuweisung gegenüber dem Angeklagten, welche ihm nachweisen kann, dass er die Konse-

quenzen seiner Tat kannte und er sie trotzdem willentlich durchgeführt hat. Dies konnte das

Gericht Dr. Schatz nicht nachweisen und er musste trotz erheblichen Verdachts84 freige-

sprochen werden. Im Frankfurter Urteil heißt es dazu: „Da somit dem Angeklagten Dr.

Schatz trotz erheblichen Verdachts nicht nachgewiesen werden kann, Selektionen oder Gas-

kammerdienst verrichtet zu haben, und auch nicht festgestellt werden konnte, dass er das

Bewusstsein gehabt hat, durch sein – von ihm zugegebenes Verhalten auf der Rampe –

kausale Tatbeiträge zu den Vernichtungsaktionen zu leisten, war er mangels Beweises frei-

zusprechen.“85

IV. Zur widersprüchlichen Rechtsprechung des BGH Anfang der 1960er Jahre
Zunächst muss festgehalten werden, dass in der Bundesrepublik Deutschland der Bundes-

gerichtshof (BGH) die höchste richterliche Instanz in Strafrechtsverfahren darstellt. Dieser ist

in fünf Strafsenate eingeteilt, welche für verschiedene Regionen in Deutschland zuständig

sind und als übergeordnete Instanzen der Oberlandesgerichte fungieren. So ist für uns ins-

besondere der Zweite Strafsenat von Interesse, da dieser für das Oberlandesgericht in

Frankfurt am Main zuständig war und ist. Wichtig hierbei ist weiterhin, dass die fünf Strafse-

nate unabhängig voneinander arbeiten und somit in ähnlich gelagerten Fällen zu sehr unter-

schiedlichen Urteilen kommen können. Dies geschah auch in den 1960er Jahren, vor allem

im Hinblick auf Verfahren, die NS-Verbrechen behandelten. Im Folgenden werden wir die

Widersprüchlichkeit einiger BGH-Urteile erläutern und deren Bedeutung für den 1. Frank-

furter Auschwitz-Prozess herausstellen (siehe III.).

82 Gross, Raphael; Renz, Werner (Hrsg.): Der Frankfurter Auschwitz-Prozess (1963 – 1965). Band 2.
Frankfurt/New York 2013, S.1103.
83 Ebd.
84 Ebd.
85 Ebd.
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Der Dritte Strafsenat des BGH verkündete am 19. Oktober 1962 das Urteil im soge-

nannten Staschynskij-Fall.86 Der ehemalige KGB-Agent Bogdan Staschynskij hatte auf Be-

fehl seiner Vorgesetzten zwei in München (im Exil) lebende ukrainische Politiker mit einer

Giftpistole erschossen.87 Er wurde vom Strafsenat lediglich als Gehilfe verurteilt, auch wenn

er die Tat eigenhändig begangen hatte.88 Seine Auftraggeber hingegen waren als Täter ein-

zustufen, so urteilte das Gericht.89 Staschynskij konnten kein eigener Täterwillen und kein

Interesse an der Tat nachgewiesen werden und er war somit lediglich als Gehilfe zu verur-

teilen.90 Nach der Phase einiger objektiver Urteile, worauf schon vorher im Kapitel III einge-

gangen wurde, nahm der Dritte Strafsenat hier also wieder die Unterscheidung zwischen

Täter und Gehilfe anhand von subjektiven Merkmalen vor.91 Dieses Urteil hatte weitrei-

chende Auswirkungen auf bundesdeutsche NSG-Verfahren, auch wenn dieser Strafsenat in

seiner Urteilsbegründung betonte, dass dieses Urteil nicht auf NSG-Verfahren anzuwenden

sei.92

Diese Auswirkungen zeigen sich an zwei Prozessen gegen ehemalige Einsatzgruppen-

leiter an der Ostfront, bei denen auch die Widersprüchlichkeit der Rechtsprechung des BGH

deutlich wird. Die Einsatzgruppen hatten während des 2. Weltkrieges u.a. die Aufgabe,

während des Polen- und Russlandfeldzuges die rassenideologische Mordpolitik des national-

sozialistischen Regimes umzusetzen. Somit stellten die Einsatzgruppen eine Tätergruppe

des Holocaust dar.

Zum einen wäre da der sogenannte Filbert-Fall, welcher im April 1963 vor dem Fünften

Strafsenat verhandelt wurde.93 Dabei wurde dem ehemaligen Leiter des Einsatzkommandos

9 (EK) der Einsatzgruppe B, Albert Filbert, vorgeworfen, dass das unter seinem Befehl

stehende EK im Raum Wilna mindestens 6800 Juden erschossen hatte.94 Dabei hätte Filbert

häufiger die Massenexekutionen angeleitet und einmal auch selbst an den Erschießungen

teilgenommen.95 Filbert wurde als Mittäter in mehreren Tausend Mordfällen zu einer lebens-

langen Zuchthausstrafe verurteilt, da er einen fanatischen Eifer erkennen ließ und damit

seinen gegebenen Ermessensspielraum dazu nutzte, so viele Juden wie möglich zu töten.96

Dabei betonte der Fünfte Strafsenat mit Bezug auf das Staschynskij-Urteil, dass dieses einer

86 Vgl. Ohe, Axel: Das Gesellschaftsbild des Bundesgerichtshofs. Die Rechtsprechung des BGH und
die frühe Bundesrepublik. Frankfurt am Main 2010, S.133.
87 Ebd.
88 Ebd.
89 Ebd.
90 Ebd.
91 Ebd.
92 Vgl. Pendas ,Devin O., Der Auschwitz-Prozess. Völkermord vor Gericht, S.73.
93 Vgl. Ohe, Axel: Das Gesellschaftsbild des Bundesgerichtshofs. Die Rechtsprechung des BGH und
die frühe Bundesrepublik, S. 142 ff.
94 Vgl. ebd., S. 140.
95 Vgl. ebd.
96 Ebd.
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Verurteilung Filberts nicht im Wege stehe, da die Richter ihre Entscheidung damals auch

damit begründet hatten, dass derjenige Täter ist, „wer in seinem Dienst- oder Einflussbereich

für einen rückhaltlosen Vollzug verbrecherischer Befehle sorge oder dabei anderweitig

einverständlichen Eifer zeigt.“97

In einem ganz ähnlich gelagerten Fall, nämlich im Verfahren gegen den Einsatzgruppen-

leiter, Erich Ehrlinger, kam der Erste Strafsenat im Mai 1963 jedoch zu einer gänzlich

anderen Einordnung der Sachlage.98 So wurde der Kommandant des EK 1b der Einsatz-

gruppe A (zum Tatzeitpunkt in Minsk stationiert) lediglich als Gehilfe eingestuft, da dieser, so

das Gericht, lediglich ein „Werkzeug“99 in den Händen der Haupttäter (um Himmler und

Hitler) darstellte und er keinen eigenen Täterwillen besessen habe.100 Erstaunlich ist die Ein-

ordnung dieses Strafsenats aufgrund der Tatsache, dass unter Ehrlingers Kommando

mindestens 1045 Menschen nur aufgrund ihrer angeblichen Rasse hingerichtet wurden.101

Als Leiter des EK 1b konnte Ehrlinger Massenerschießung jederzeit anordnen und somit

auch verhindern.102 Noch erstaunlicher ist die Tatsache, dass der Erste Strafsenat sich in

seiner Urteilsbegründung ebenfalls (wie zuvor schon der Fünfte Strafsenat im Filbert-Fall)

auf das Staschynskij-Urteil aus dem Jahr 1962 bezog und betonte, dass Erich Ehrlinger nur

auf Befehl gehandelt hatte.103 Nach dieser Interpretation des Staschynskij-Urteils könnte

neben den sogenannten Haupttätern (Hitler, Himmler usw.) niemand als Mittäter verurteilt

werden. Das ist paradox, da diese wenigen Personen ohne willentliche Helfer niemals eine

Mordmaschinerie hätten aufbauen können.

Hier zeigen sich deutlich die Widersprüche zwischen den Urteilen der verschiedenen

Strafsenate104, die sich in ihrer Urteilsbegründung aber jeweils auf dasselbe Präzedenz-Urteil

von 1962 bezogen.

Somit hing die Härte der Verurteilung und der Bestrafung von NS-Gewalttätern maßgeb-

lich davon ab, welcher von den fünf Strafsenaten des BGH über eine Revision zu ent-

scheiden hatte. Die Demokratisierung der Rechtsprechung in Form von fünf unabhängigen

Strafsenaten stellt in unserem Zusammenhang zugleich auch eine Schwächung dar. Anfang

der 1960er Jahre „fand der Erste Strafsenat Unterstützung beim Zweiten“. 105 Da sich

Frankfurt am Main nun aber im Gebiet des Zweiten Strafsenats befand, konnten die Richter

im 1. Frankfurter Auschwitz-Prozess die Angeklagten nicht alle zu Mittäterschaft und hohen

97 Ohe, Axel: Das Gesellschaftsbild des Bundesgerichtshofs. Die Rechtsprechung des BGH und die
frühe Bundesrepublik, S.142 f.
98 Ebd., S. 143.
99 Ebd., S. 146.
100 Ebd.
101 Ebd., S. 144.
102 Ebd., S. 145.
103 Ebd., S. 146.
104 Ebd., S. 151.
105 Ebd., S. 151.
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Haftstrafen verurteilen, da sie dann Gefahr gelaufen wären, dass der zuständige Zweite

Strafsenat (als übergeordnete richterliche Instanz) dieses Urteil aufgehoben und wieder an

das Frankfurter Gericht zurückverwiesen hätte.

V. Der Auschwitz-Prozess im Spannungsfeld von „Ost“ und „West“ – das Gutachten
Jürgen Kuczynskis zur Rolle der IG-Farben und des KZ Monowitz

Fritz Bauer hatte mit Blick auf den 1. Frankfurter Auschwitz-Prozess die Problematik erkannt,

dass der bundesdeutschen Öffentlichkeit die wahren Dimensionen der im Lagerkomplex

„Auschwitz“ begangenen Verbrechen nicht bewusst waren. 106 Das Frankfurter Verfahren

hatte in den Augen des Generalstaatsanwalts daher auch die wichtige Funktion zu erfüllen,

dieser Tendenz entgegenzuwirken, indem die Öffentlichkeit über das Geschehen im Lager-

komplex „Auschwitz“ umfassend aufgeklärt werden sollte (siehe II.). In diesem Zusammen-

hang wurde den historischen Sachverständigen-Gutachten eine große Bedeutung zuteil.

Auf Veranlassung von Fritz Bauer wurden bereits im Herbst 1962, also gezielt vor dem

Prozessbeginn, bei Historikern des Instituts für Zeitgeschichte in München und der Uni-

versität Bonn entsprechende Gutachten in Auftrag gegeben, die eine aufklärerische Wirkung

auf die Öffentlichkeit sowie auch auf das Gericht haben sollten, indem sie über die

komplexen Geschehnisse im Lagerkomplex „Auschwitz“ Auskunft gaben. Bauer erhoffte sich

von den Gutachten eine weit über die juristische Ebene hinausgehende Relevanz.

Eines dieser erhellenden Gutachten sollte das des DDR-Wirtschaftshistorikers Jürgen

Kuczynski sein, welches die Rolle der IG-Farben bei der Errichtung und beim Ausbau des

Lagerkomplexes „Auschwitz“ beleuchtete. 107

Dieses Vorhaben war deswegen bemerkenswert, da das Geschehen um das Lager

Monowitz, dem späteren firmeneigenen Konzentrationslager der IG-Farben zur Unter-

bringung der KZ-Häftlinge, die auf dem Werksgelände mörderische Zwangsarbeit zu ver-

richten hatten, eigentlich nicht im Mittelpunkt des Frankfurter Verfahrens stand. Dies lag mit-

unter daran, dass die damaligen historischen Prozessgutachten die Bedeutung der IG-

Farben beim Ausbau des Lagerkomplexes kaum thematisierten. Lediglich der Historiker

Martin Broszat widmete Monowitz vereinzelte Passagen in seinem Gutachten zur Geschichte

der nationalsozialistischen Konzentrationslager von 1933 – 1945.108

Ein weiterer Grund dafür mag die „seit dem Kalten Krieg in der Bundesrepublik wissen-

schaftspolitisch verbotene Thematisierung der Mittäterschaft der deutschen Wirtschaft bei

106 Vgl. Schmaltz, Florian: Das historische Gutachten Jürgen Kuczynskis zur Rolle der I.G. Farben und
des KZ Monowitz im ersten Frankfurter Auschwitz-Prozess. In: Wojak, Irmtrud (Hrsg.): „Gerichtstag
halten über uns selbst…“ Geschichte und Wirkung des ersten Frankfurter Auschwitz-Prozesses.
Frankfurt/New York 2001, S.117.
107 Ebd., S.121.
108 Ebd.
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der NS-Vernichtungspolitik (…)“109 gewesen sein. Demgegenüber sollte es nach dem Willen

des SED Politbüros nicht bei dieser Unkenntnis bleiben. Die DDR-Führung war bestrebt, den

1. Frankfurter Auschwitz-Prozess in ein „Tribunal gegen die IG-Farben110“ zu verwandeln. In

Form einer politischen Kampagne sollte die Öffentlichkeit auf die IG-Farben-Manager und auf

ihre Verantwortung für die Ausbeutung von KZ-Häftlingen aufmerksam gemacht werden. Die

SED erhoffte sich durch diese Vorgehensweise ein allgemeines Erdbeben in den Kreisen der

bundesdeutschen Funktionseliten. Denn viele ehemalige hochrangige NS-Eliten hatten bis

dato keinerlei Konsequenzen zu befürchten gehabt. Sie führten ihre Karrieren oftmals unge-

schoren fort.

Der DDR-Staatsanwalt, Friedrich Karl Kaul, wurde von der SED mit jener Aufgabe beauf-

tragt, dem Frankfurter Verfahren einen Richtungswechsel zu geben. Dieser teilte am

21. Februar 1964, einige Tage nach der Beweisaufnahme, dem Gerichtsvorsitzenden

Hofmeyer mit, dass er beabsichtige, den Wissenschaftshistoriker Jürgen Kuczynski ein Gut-

achten anfertigen zu lassen und es vor Gericht zu präsentieren. Der damals vorgesehene

Titel des Gutachtens lautete: „Die Verflechtung von sicherheitspolizeilichen und wirt-

schaftlichen Interessen bei der Einrichtung und dem Betrieb des KZ-Auschwitz und seiner

Nebenlager“.111

Die Durchsetzung des Gutachtens vor Gericht sollte sich schon deshalb als schwierig er-

weisen, da die Öffentlichkeit im Allgemeinen sowie die Prozessbeteiligten im Besonderen

durch den Ost-West-Konflikt voreingenommen waren. Der Rechtsanwalt Dr. Hans Laternser

beantragte wegen des Verdachts der Befangenheit von Kuczynski unverzüglich die Ab-

lehnung dieses Gutachtens. Dem ersten von ihm gestellten Befangenheitsantrag wurde vom

Gericht stattgegeben und es vertagte die Zulassung bis zum 28. Februar. Am 19. März 1964

wagte Kaul einen erneuten Versuch, Kuczynskis Gutachten vor Gericht durchzubringen.

Laternser konterte erneut mit einem Befangenheitsantrag. Diesen rechtfertigte er damit, dass

es Kuczynski nicht möglich sei, ein unabhängiges Urteil abzugeben, da er von der

sowjetischen Besatzungszone bezahlt werde und somit die Inhalte seines Gutachtens sich

an die Grundsätze der SED-Ideologie hielten. Zudem wollte das kommunistische System der

sowjetischen Besatzungszone dem Gericht Sachverständige zu politischen Zwecken auf-

drängen. Diesen Behauptungen folgten zwei weitere Verteidiger, darunter der Rechtsanwalt

Staiger, der auf die Bedeutungslosigkeit der deutschen Wirtschaft bei Vorgängen im „Dritten

109 Schmaltz, Florian: Das historische Gutachten Jürgen Kuczynskis zur Rolle der I.G. Farben und des
KZ Monowitz im ersten Frankfurter Auschwitz-Prozess. In: Wojak, Irmtrud (Hrsg.): „Gerichtstag halten
über uns selbst…“ Geschichte und Wirkung des ersten Frankfurter Auschwitz-Prozesses, S.119.
110 Ebd., S.120.
111 Ebd., S.121.
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Reich“ hinwies. 112 Obendrein behauptete Staiger, der Forschungsansatz von Kuczynski sei

zu marxistisch113 orientiert, es würde Methoden aufweisen, die in der Bundesrepublik nicht

bekannt bzw. nicht anerkannt seien.

Trotz der Voreingenommenheit Kuczynskis war eine ausgeprägte Aversion gegenüber der

DDR im Prozess auch nicht zu leugnen. Andererseits gab es auch Prozessbeteiligte, die

willig waren, Kuczynskis Gutachten ihre Aufmerksamkeit zu schenken. Der Rechtsanwalt

Hans Schallock bestand darauf, auch andere wissenschaftliche Ansichten zu akzeptieren.

Das Gericht genehmigte Kuczynskis Gutachten, da es nicht ausschließen wollte, dass er aus

persönlicher Überzeugung sprach, unbeeinflusst von der Zugehörigkeit zur SED.

Am 19.März 1964 präsentierte Kuczynski das Gutachten vor Gericht. Er erörterte die

Frage, inwiefern die wirtschaftlichen Interessen der IG-Farben bei dem Erwerb von günstigen

Arbeitskräften aus den KZ-Lagern eine Rolle spielten, als auch den Sachverhalt, ob und wie

eine Kommunikation mit der SS-Führung stattgefunden hatte. Er stützte sich auf das Argu-

ment, dass in Zeiten einer Krise einer Staatsform leitende Wirtschaftsunternehmen Versuche

unternahmen, ihre Leitpositionen stärker auszubauen. Für Kuczynski war eine ähnliche Situ-

ation im Frühjahr 1945 zu beobachten gewesen. Anhand des Aktenmaterials der Alliierten

konnte Kuczynski eine „kurze Phase der Hilflosigkeit“114 in den führenden deutschen Wirt-

schaftskreisen ausmachen. Er kam in seinen Ausführungen zum Ergebnis, dass die Ausbeu-

tung von KZ-Häftlingen nicht aufgrund von Druck seitens des Staates erfolgt war, sondern

alleinig durch wirtschaftliche Interessen. Seine Beweisgrundlage bildeten hauptsächlich die

eidesstattlichen Aussagen ehemaliger Vorstandsmitglieder der IG-Farben-Industrie vor dem

Militärgerichtshof.115 Ebenso sollte die Standortwahl Auschwitz dadurch erfolgt sein, dass es

Kenntnis über die von der SS bereitgestellten KZ-Häftlinge gab. Außerdem behauptete er

noch, dass bereits im März 1941, noch vor der offiziellen Werksgrün-dung, Verhandlungen

bezüglich des Häftlingseinsatzes zwischen der SS-Führung und der Führung der IG-Farben

gegeben hätte. Die SS und staatliche Dienststellen hätten viel zur Förderung des IG-Bau-

vorhabens in Auschwitz beigetragen bzw. es unterstützt, da es als ausgesprochen kriegs-

wichtig eingestuft wurde.116 Die IG-Farben stellte sogar die Bedingungen, die Selektion von

Häftlingen selbst zu entscheiden. Dies belegte Kuczynski durch Rückgriff auf den Wochen-

bericht der IG-Auschwitz, in dem die Werksleitung nach vorheriger Anfrage die Zusicherung

112 Schmaltz, Florian: Das historische Gutachten Jürgen Kuczynskis zur Rolle der I.G. Farben und des
KZ Monowitz im ersten Frankfurter Auschwitz-Prozess. In: Wojak, Irmtrud (Hrsg.): „Gerichtstag halten
über uns selbst…“ Geschichte und Wirkung des ersten Frankfurter Auschwitz-Prozesses, S.122.
113 Ebd., S.112.
114 Ebd., S.124.
115 Ebd.
116 Ebd.
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von Obersturmbannführer Maurer (vom SS-Wirtschaftsverwaltungshauptamt) bekam, alle

schwachen Häftlinge aussortieren zu dürfen. 117

Dr. Rudolf Aschenauer gelang es jedoch, in Kuczynskis Gutachten eine gravierende

Lücke auszumachen. Aschenauer führte aus dem in der DDR erschienenen Buch „SS im

Einsatz“ zwei Dokumente an118, welche die These untermauerten, die IG-Farben wollten ur-

sprünglich keine KZ-Häftlinge als Arbeitskräfte haben. Das Problem für Kuczynski bestand

nun darin, dass er jene Unterlagen nicht kannte und dementsprechend auch keinen Ein-

spruch erheben konnte. Auf weitere Fragen konnte Kuczynski ebenfalls nicht adäquat

parieren. Bei der Demontage des Gutachtens halfen Aschenauer die gesammelten Er-

fahrungen als Verteidiger vor dem Nürnberger Militärgerichtshof im IG-Farben-Prozess im

Jahr 1947 119 . Er konnte dem Gericht aufzeigen, dass die von Kuczynski verwendeten

Zeugenaussagen der ehemaligen IG-Farben-Manager zwar im Ermittlungsverfahren geäu-

ßert wurden, jedoch überwiegend in der Hauptverhandlung wieder zurückgezogen bzw.

widerrufen wurden. Kuczynski konnte bewiesen werden, dass er die späteren Aussagen der

Manager im Hauptprozess vor dem Nürnberger Militärtribunal in seinem Gutachten nicht

berücksichtigt hatte. Somit hatte er die Tatsache ausgelassen, dass einige Angeklagte im IG-

Farben-Prozess freigesprochen wurden. Dies alles hinterließ im Gericht den Eindruck von

Kuczynskis Parteilichkeit, weswegen es der Verteidigung jetzt auch leicht fiel, eine Ab-

lehnung des Gutachtens zu erwirken.

Was bewirkte nun das Gutachten von Kuczynski? Es konnte zuletzt als ein

„Pyrrhussieg“120, angesehen werden. Die juristische Bedeutung im Frankfurter Auschwitz-

Prozess hatte es verloren. Genauso wenig wurde das Ziel der DDR-Nebenklage erreicht,

den Prozess in ein „Tribunal gegen die IG-Farben“ zu verwandeln.

Auf der anderen Seite konnte mittels dieses Gutachtens die enge Zusammenarbeit

zwischen der IG-Auschwitz und der SS-Führung nicht mehr geleugnet werden. Diese Er-

kenntnis erreichte auch die Öffentlichkeit, wie es von Fritz Bauer im Vorfeld auch beabsichtigt

war. Somit hatte das Gutachten eine aufklärerische Wirkung und es wurde ihm auch ein

„breites Medienecho“121 (in Ost und in West) zuteil. Darüber hinaus löste es eine politische

Affäre aus: Das ehemalige IG-Vorstandsmitglied, Heinrich Bütefisch, gab das ihm verliehene

Bundesverdienstkreuz auf Druck der Öffentlichkeit wieder zurück, nachdem seine Ver-

bindungen zum KZ-Lager Monowitz erfolgreich aufgedeckt worden waren.

117 Schmaltz, Florian: Das historische Gutachten Jürgen Kuczynskis zur Rolle der I.G. Farben und des
KZ Monowitz im ersten Frankfurter Auschwitz-Prozess. In: Wojak, Irmtrud (Hrsg.): „Gerichtstag halten
über uns selbst…“ Geschichte und Wirkung des ersten Frankfurter Auschwitz-Prozesses, S.125.
118 Ebd., S.126.
119 Ebd.
120 Ebd., S.128.
121 Ebd.



61
41

VI. Schlussbetrachtung – Völkermord und die Grenzen des Rechts

„Durstig wie ich bin, sehe ich vor dem Fenster in Reichweite
einen schönen Eiszapfen hängen. Ich öffne das Fenster und
mache den Eiszapfen ab, doch gleich kommt ein großer und
kräftiger Kerl, der draußen herumging, und reißt ihn mir mit
Gewalt aus der Hand. »Warum?« frage ich in meinem
beschränkten Deutsch. »Hier ist kein Warum«, gibt er mir zur
Antwort und stößt mich zurück.
Die Erklärung hierfür ist grauenhaft und doch so einfach: an
diesem Ort ist alles verboten; nicht aus irgendwelchen
unerfindlichen Gründen, sondern weil das Lager zu diesem
Zweck geschaffen wurde.“
Primo Levi: Was ist der Mensch? (1947)

In unserer Schlussbetrachtung stellen wir uns die Frage, wie der 1. Frankfurter Auschwitz-

Prozess hinsichtlich seines Gesamtergebnisses letzten Endes zu bewerten ist. Die Po-

sitionen unterschieden sich in dieser Frage extrem. So urteilte beispielsweise der Vertreter

der Nebenkläger aus der DDR, Friedrich Karl Kaul, „das Urteil sei eine Beleidigung der Toten

von Auschwitz.“122 Dagegen schrieb Henry Ormond, ebenso ein Vertreter der Nebenkläger:

„Das Urteil kann als Ganzes gesehen nur als gerecht bezeichnet werden.“123 Unser Fazit legt

den Fokus auf juristische und gesellschaftliche Aspekte.

So muss konstatiert werden, dass das seinerzeitige zur Anwendung gekommene Rechts-

system einst für ganz andere Zwecke erdacht und geschaffen worden war. Einen staatlich

organisierten Massenmord gerecht zu bestrafen, war mit den zur Verfügung stehenden

rechtlichen Möglichkeiten sehr schwer zu bewerkstelligen, wenn nicht gar unmöglich. Helge

Grabitz pointiert diesen Umstand folgendermaßen: „Welche Strafe für Beihilfe zum Mord an

3.000, 10.000, 80.000 oder an 300.000 Menschen des Ghettos in Warschau im Sommer

1942 wäre ausreichend, um diese Schuld zu sühnen?"124 Dieses Zitat verweist auf den Um-

stand, dass ab diesem Zeitpunkt die Deportationen in die umliegenden Vernichtungslager

begannen. Menschen, die daran beteiligt gewesen waren, haben die Leidtragenden in den

sicheren Tod geschickt. Das Strafgesetzbuch sah für die Beihilfe zum Mord jedoch lediglich

eine Strafe von drei bis fünfzehn Jahren vor. Anhand eines solchen Beispiels kann man

sehen, dass das deutsche Recht bei solchen Fragen schlichtweg überfordert war und an

seine Grenzen stieß. Verbrechen der genannten Art sind daher schwer angemessen zu

sühnen. Allein durch die Tatsache, dass ein Angeklagter in einem Vernichtungslager ge-

arbeitet hatte, konnte dieser nicht rechtmäßig verurteilt werden. Dafür mussten nach dem

bundesdeutschen Strafrecht individuelle Taten bzw. Tatbeiträge einwandfrei nachgewiesen

werden. Diese Voraussetzung führte u.a. dazu, dass einzelne Urteile nicht nachvollzogen

122 Zitiert n. Pendas, Devin O.: Der Auschwitz-Prozess. Völkermord vor Gericht, S. 307.
123 Ebd., S. 308.
124 Grabitz, Helge: Die Verfolgung von NS- Verbrechen in der Bundesrepublik Deutschland, der DDR
und Österreich. In: Steininger, Rolf ( Hrsg.): Der Umgang mit dem Holocaust. Europa- USA- Israel. 2.
Auflage. Wien, Köln, Weimar, Böhlau 1994, S. 209
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werden konnten. So war der deutschen Öffentlichkeit schwer vermittelbar, dass die Ange-

klagten Höcker und Mulka nicht die Höchststrafe bekamen, obwohl die beiden als Adjutanten

des Lagerkommandanten in das Mordgeschehen involviert waren, oder aber auch, dass der

Angeklagte Capesius nur als Gehilfe verurteilt wurde, obwohl dieser die Leidtragenden be-

wusst bestahl und Goldfüllungen entwendete, mit denen er sich nach dem Krieg eine

Existenz als Apotheker aufbauen konnte. Dennoch muss an dieser Stelle aber auch festge-

halten werden, dass die Urteile oftmals ein höheres Strafmaß vorsahen als in vergleichbaren

bisherigen Prozessen.

Drei Faktoren waren maßgeblich, welche die rechtlichen Möglichkeiten des Prozesses be-

schränkten, die fürchterlichen Verbrechen angemessen zu bestrafen. Der erste Faktor war

der schon erwähnte Umstand, dass nach deutschem Recht individuelle Verbrechen nachge-

wiesen werden mussten. Das Gericht sollte den subjektiven Charakter der einzelnen Taten

untersuchen, das heißt, es sollte bestimmte Fragen aufklären, z.B. ob sich der Angeklagte

seiner Schuld bewusst war. Ferner sollte das Gericht die innere Tatseite, also das Motiv

hinter den Verbrechen, untersuchen. Im Gegensatz dazu wurden objektive Beweise, also

Bilder, unterschriebene Dokumente usw., nur als Indizien verwendet, um die subjektiven Tat-

hintergründe zu untersuchen. Im Ergebnis bedeutete dies, dass nicht die einzelnen

(objektiven) Taten im Vordergrund standen, sondern die einzelnen Motive und inneren Be-

weggründe der Täter. Dagegen, und da wären wir bei dem zweiten Punkt, wurden subjektive

Schilderungen von Zeugen, die persönliche Eindrücke erzählten, abgewertet, weil das Ge-

richt jedwede Gefühlsäußerungen, wie Weinen und Schluchzen, als Zeichen von Unzuver-

lässigkeit ansah. Das Gericht beachtete diese Erkenntnisse und Aussagen teilweise gar

nicht, was aus humaner Sicht als skandalös bezeichnet werden muss. Die Erwartung, dass

solche schrecklichen Erlebnisse sachlich und ohne von Gefühlen übermannt zu werden, ge-

schildert werden könnten, war unzumutbar und schlicht weltfremd. Des Weiteren – dies ist

der 3. Grund – konnte leicht der Eindruck gewonnen werden, dass die Folter einen höheren

Stellenwert annahm als der Tatbestand des Völkermordes. Das lag daran, dass Folter und

einzelne Bluttaten leichter nachzuweisen waren als der Völkermord, da beim Vorwurf des

Völkermordes die Verteidigung argumentierte, dass man nur aus Gehorsam gehandelt hätte.

Wenn Vergehen nachgewiesen werden konnten, wurde die Folter härter bestraft als die Bei-

hilfe zum Völkermord, was letztlich dazu führte, dass der deutschen Öffentlichkeit ein

falsches Bild von Auschwitz-Birkenau vermittelt wurde. Wenn man sich die Presseberichte

anschaut, könnte leicht der Eindruck entstehen, dass es sich bei diesem Konzentrations- und

Vernichtungslager um eine „organisierte Folterschule"125 handelte, wo der Völkermord nur

einen Nebenaspekt darstellte, was ja gerade nicht zutraf. Versuche des Gerichts und der

125 Pendas, Devin O.: Der Auschwitz-Prozess. Völkermord vor Gericht, S. 310 ff.
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Staatsanwaltschaft, den Völkermord in den Mittelpunkt zu stellen, scheiterten aus diesen

Gründen.

Ferner verhält es sich so, dass das Frankfurter Verfahren in gewisser Weise daran schei-

terte, eine angemessene historische Darstellung des Genozids zu liefern. Durch den schon

durchgeführten Nürnberger Hauptkriegsverbrecherprozess (1945 – 1946) existierte der Ge-

danke in der Öffentlichkeit, dass die Schuldigen bereits verurteilt worden waren. Nun

standen abermals nur einzelne Täter im Vordergrund, es wurde von einem Prozess gegen

„Mulka und andere“126 gesprochen, so dass diese Annahme nochmals verstärkt wurde.

Dagegen hätte zum Ausdruck gebracht werden müssen, dass der Völkermord ein

gesellschaftliches Phänomen darstellte, das die Gesellschaft als Ganzes erfasst hatte. So

konnte der Prozess eine angemessene Aufarbeitung des Völkermordes nicht leisten, da

einerseits einzelne Aspekte sehr stark hervorgehoben, andererseits andere Aspekte stark in

den Hintergrund gedrängt wurden. Die individuelle Verantwortung wurde beispielsweise

übertrieben dargestellt, hingegen die Tatsache, dass es sich bei Auschwitz-Birkenau auch

um einen riesigen Verwaltungsapparat gehandelt hatte, stark vernachlässigt.

Die unterschiedlichen Motive der Angeklagten waren ein weiterer Grund dafür, dass das

deutsche Strafrecht an seine Grenzen stieß. Für die heutige Forschung ist es klar, dass es

nicht ein generelles Motiv gab, das für alle Täter gleichermaßen zutraf, sondern dass Täter

aus ganz unterschiedlichen Gründen handelten. Diese Erkenntnis korrespondiert mit dem

Umstand, dass nicht alle Täter vor ihrem Dienst im Lagerkomplex „Auschwitz“ überzeugte

Nationalsozialisten gewesen waren. Am Ende waren es jedoch eben diese Täter bzw. Voll-

strecker, deren individuelle Einzelbeiträge in der Summe dem Holocaust dieses unvorstell-

bare Ausmaß gaben. Dieser Fakt ist ganz bedeutend, denn wenn auch der Völkermord von

der nationalsozialistischen Führungsriege initiiert worden war, so konnte die Tötungsmaschi-

nerie doch nur über die Beiträge von vielen einzelnen Tätern umgesetzt werden. Diese Täter

waren z.T. überzeugte Rassisten, es waren Personen, die dem Regime genehm sein

wollten, persönliche Vorteile für sich sahen oder eben gehorsame Dummköpfe. Deswegen

muss betont werden, dass einzelne Täter austauschbar waren, was zum Teil erklärt, wie ein

Völkermord dieses Ausmaßes möglich war. Doch aufgrund des subjektiven Charakters

musste das Gericht in jedem Einzelfall nach diesen Motiven suchen, auch wenn das individu-

elle Handeln immer zum selben Ergebnis führte, nämlich zur Realisierung dieses Völker-

mordes. Im Frankfurter Verfahren bestand demnach das große juristische Problem darin,

dass ein einheitliches Verbrechen nicht einheitlich geahndet werden konnte (siehe I.3.2, III.

und IV.). Das erklärt auch das unterschiedlich verhängte Strafmaß. Dies ist als wichtiger Um-

stand hervorzuheben, denn aufgrund des Strafgesetzbuches muss die Suche nach den

126 Pendas, Devin O.: Der Auschwitz-Prozess. Völkermord vor Gericht, S. 310 ff.
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inneren Beweggründen einer Tat notwendigerweise erfolgen. Doch wenn man dem Sozio-

logen Max Weber folgt und man weiterhin beachtet, dass der Völkermord ein

„systematischer, staatlich betriebener, bürokratisch organisierter Massenmord“127 war, muss

die Suche nach den inneren Beweggründen kritisiert, ja sogar als nicht hilfreich bezeichnet

werden. Nach dieser Beschreibung kann es in der Tat auf persönliche Motive nicht an-

kommen. Innere Beweggründe und Motive, so Max Weber, spielen bei einem bürokratischen

Prozess eine untergeordnete Rolle. Der Holocaust muss als Verwaltungsmassenmord als

ein solcher bürokratischer Prozess aufgefasst werden. Das ist auch der Grund, weshalb

unser heutiger Verwaltungsapparat funktioniert. Die Menschen arbeiten dort, weil der Ge-

setzesvollzug ihre Aufgabe ist, und nicht deshalb, weil sie fröhlich, zornig usw. sind. Das

Zwischenfazit lautet also, dass das Gericht bei der Suche nach Motiven war, wo es schluss-

endlich überhaupt keine gab! Dieser Umstand wurde seinerzeit auch bewusst ideologisch

genutzt. Da jeder einzelne Täter im Prinzip austauschbar war, war eine einzelne Person

machtlos, sich gegen das System zu stellen. Daher wollte man den Tatbestand der Täter-

schaft durch die Form der mittelbaren Täterschaft, die „Willensherrschaft kraft organisa-

torischer Machtapparate“128, ergänzen. Damit hätten auch hohe Beamte verurteilt werden

können, die zwar nicht am unmittelbaren Ort der Verbrechen, jedoch aufgrund ihrer büro-

kratischen Kontrolle in diese Taten verwickelt waren.

Da aber das deutsche Recht von subjektiven und individuellen Tatmotiven ausgeht, wurde

versucht, die einzelnen Verbrechen und Verbrecher voneinander abzugrenzen und einzeln

zu betrachten. Doch wenn man dieses Prinzip auf den Völkermord anwendet, entsteht ein

völlig falsches Bild. Denn den Völkermord kann man im Ansatz nur verstehen, wenn man ihn

als Ganzes untersucht. Das war aber nicht der Fall, im Gegenteil, die einzelnen Angeklagten

und deren Motive wurden einzeln beleuchtet, so dass die Wahrheit des Holocausts verfälscht

wurde. So wurde nämlich das Gesamtgeschehen in einzelne Tathandlungen aufgeteilt, wes-

halb sie vor Gericht wie minderschwere „Halbverbrechen“129 erschienen. Dadurch vermittelte

der Prozess der Öffentlichkeit gerade nicht das Bild vom Holocaust, dass es sich hier um ein

gesamtgesellschaftliches Produkt gehandelt hat. Durch die Fokussierung auf die subjektiven

Tathintergründe kann man in gewisser Weise bestimmte Verurteilungen, wie z.B. die von

Mulka, besser nachvollziehen, da natürlich die Tatmotive viel schwerer nachzuweisen waren

als die eigentlichen Verbrechen.

Ein weiteres Problem ergab sich aus der zeitlichen Differenz zwischen der Tatbegehung,

nämlich in der ersten Hälfte der 1940er Jahre, und der Ahndung der Verbrechen. Da der

1. Frankfurter Auschwitz-Prozess in den Jahren 1963 bis 1965 stattfand, sollten durch ihn

127 Dazu eingehend Pendas, Devin O.: Der Auschwitz-Prozess. Völkermord vor Gericht, S. 307 ff.
128 Ebd., S. 307 ff.
129 Ebd., S. 317.
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zwanzig Jahre alte Verbrechen abgeurteilt werden. Juristisch gesehen mussten die Richter

also ein Urteil über historische Ereignisse fällen. Das hieß, dass die Verbrechen in gewisser

Weise in den historischen Kontext eingeordnet und dass die Geschichte in dem Verfahren

daher mit eingebunden werden musste, wollte man verhindern, dass man das Verbrechen

aus dem historischen Zusammenhang reißt. Doch damit befanden sich die Frankfurter

Richter in einem Dilemma. Denn sobald man versuchte, die Verbrechen an Juden und

anderen Minderheiten im Richterdeutsch zu beschreiben, wurde ein völlig falsches Bild des

Holocausts wiedergegeben, das die Ausmaße und die Radikalität dieses Verbrechens nicht

vermittelte. Im Gegenteil, das Gericht scheiterte bereits daran, die eigenen Befunde über den

Holocaust richtig zu deuten und die Komplexität des Verbrechens zu begreifen. Hinzu kam,

dass die Staatsanwaltschaft auch nicht das juristisch-historische Problem lösen konnte, dass

im nationalsozialistischen Deutschland die Verbrechen nach dem Gesetz geschahen. Erst

nach der bedingungslosen Kapitulation wurden die fraglichen gesetzlichen Bestimmungen

für ungültig erklärt. Diese Aspekte wurden jedoch von der Staatsanwaltschaft in ihrer Bedeu-

tung unterschätzt. Denn sie erkannte nicht, dass im juristischen Sinne kriminelles Handeln

nach dem Gesetz gegeben war und nicht kriminelles Handeln, das gegen Gesetze verstieß.

Man wünschte sich den damaligen Justizapparat des NS-Regimes einfach weg. Das machte

sich die Verteidigung natürlich zunutze, wenn sie argumentierte, dass man nicht für Ver-

brechen verurteilt werden dürfe, wenn die Handlungen nicht gegen die Gesetze verstoßen

hatten. Das hieß natürlich nicht, dass die Handlungen legal waren, ein millionenfacher Mord

kann nicht legal sein. Diese moralische Wahrheit umgingen die Verteidiger. Die Staatsan-

waltschaft wusste das, konnte jedoch auf diesen Punkt nicht adäquat reagieren, da man die

rechtliche Seite ausblendete.

Abschließend ist festzustellen, dass der 1. Frankfurter Auschwitz-Prozess in seiner

historisch-rechtlichen Aufarbeitung gesellschaftlich gescheitert ist. Schließlich suggeriert die

Bezeichnung „Auschwitz-Prozess", dass den Leidtragenden ex post Gerechtigkeit wider-

fahren ist, indem die Beschuldigten angemessen bestraft und der wahre Umfang der Ver-

nichtungsmaschinerie historisch korrekt aufgearbeitet und dargestellt wurde. Der Prozess

konnte diese Erwartung bzw. diese Zielsetzung nicht erfüllen. Juristisch wurde das Verfahren

sehr gewissenhaft geführt, keiner der Angeklagten konnte eine unzureichende Prozess-

führung bemängeln. Alle vorliegenden Beweise wurden berücksichtigt und gewürdigt. Jedoch

konnte die gesellschaftliche Dimension des Genozids nicht deutlich herausgestellt werden.

Der Gerichtsprozess konnte die Vielschichtigkeit des Holocausts nicht wiedergegeben, denn

er reduzierte den Völkermord durch eine „individual-psychologische Dynamik“130, so dass in

der deutschen Öffentlichkeit der Eindruck entstand, der Holocaust sei nur die Summe von

130 Vgl. Pendas, Devin O.: Der Auschwitz-Prozess. Völkermord vor Gericht, S. 322.
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individuellen Gewalttaten. Dieser Fakt ist schlichtweg falsch, was nicht bedeutet, dass es

falsch war, einzelne Täter zu bestrafen. Allerdings wurden die Prozesse gegen einzelne Per-

sonen zur Rechtfertigung gegenüber der Bevölkerung benutzt, man habe die Schuldigen ver-

urteilt und bestraft. Dadurch konnte eben nicht das gesamtgesellschaftliche Ausmaß der NS-

Vernichtungspolitik verdeutlicht werden. Das lag an den genannten Gründen, insbesondere

an der Eigenheit des Subjektivismus im deutschen Strafrecht. Dadurch wurde der Holocaust

gewissermaßen fragmentiert und in minderschwere „Halbverbrechen“131 zergliedert, so dass

dadurch ein falsches Bild des Holocausts entstand. Auch der in strafrechtlicher Hinsicht hohe

Stellenwert der Folter verfälschte das Bild. Schließlich ist der Aspekt anzuführen, dass es

sich beim Holocaust um einen staatlich betriebenen, organisierten Massenmord handelte.

Denn Verbrechen dieses Ausmaßes sind nur unter verbrecherischen Gesetzen und unter

einem verbrecherischen Staat möglich. Ohne Gesetze würde Anarchie herrschen und ein

Staat, der unter Beachtung von Regeln auf die Einhaltung von Ordnung zu achten hat, wäre

überflüssig. Der Staat hat durch das Recht die Macht, Verbrechen zu bestrafen. Beim Holo-

caust war es so, dass der Staat selbst Ursprung und Ursache des Verbrechens war, was das

Dilemma deutlich macht. Der Staat hat Verbrechen zu verfolgen. Er kann nicht selbst Ange-

klagter sein und über sich selbst urteilen. Damit korrespondiert der Aspekt, dass die NS-Ver-

brechen nach dem bundesdeutschen Recht ungesetzlich waren. Die Vorstellung aber, dass

unter bestimmten Voraussetzungen das Recht selbst zu einem Instrument der Gesetzlosig-

keit werden könnte, konnte juristisch nicht befriedigend bewältigt werden. Dies hatte zur Kon-

sequenz, dass der 1. Frankfurter Auschwitz-Prozess an den Grenzen des deutschen Straf-

rechts scheiterte. Der Glaube daran, der NS-Völkermord könne allein durch Strafverfahren

aufgearbeitet werden, erwies sich somit als ein großer Irrtum. Die Aufarbeitung der NS-Ver-

nichtungspolitik (in ihrer gesellschaftlichen Dimension) und die Aufforderung, aus diesen

bitteren Erfahrungen Lehren für das gegenwärtige und zukünftige Zusammenleben der

Menschen zu ziehen, stellen sich als eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe dar!

131 Pendas, Devin O.: Der Auschwitz-Prozess. Völkermord vor Gericht, S. 310 ff., S. 317.
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Gegen Vergessen – Für Demokratie
Demokratie ist das Ergebnis einer komplexen Geschichte. Im Laufe der Zeit wurde 

Demokratie ein immer anspruchsvolleres Ordnungskonzept. Menschen- und Bürger-

rechte, Gewaltenteilung, Herrschaft auf Zeit, Rechts- und Sozialstaatlichkeit und politi-

sche Kultur, die mit einer Zivilgesellschaft verbunden ist, haben ihre Geschichte.

Jetzt scheint es einen neuen Schub für die Beschäftigung mit der Demokratiege-

schichte zu geben.Sie ist eine Erweiterung der Erinnerungsarbeit, in deren Zentrum 

die NS-Zeit und die Großverbrechen des 20. Jahrhundert stehen. Dazu gehören die 

NS-Diktatur und der Holocaust.

So stark die Erinnerung an die NS-Verbrechen auch die deutsche Erinnerungskultur 

prägt, so ist diese doch zugleich verknüpft mit demokratischen Werten. Die andere 

Seite von Gegen Vergessen ist die Stärkung der Demokratie.

Diktaturerfahrungen zeigen, was es bedeutet, wenn Menschen- und Bürgerrechte 

nicht respektiert werden, es keine Gewaltenteilung gibt, Herrschaft nicht begrenzt ist 

und staatliches Handeln nicht an der Rechtsstaatlichkeit seine Grenzen findet. Die Be-

schäftigung mit den NS-Verbrechen kann deshalb zur Legitimation des Engagements 

für Demokratie beitragen.

Wir tun deshalb gut daran, weder Diktaturgeschichte noch Demokratiegeschichte zu 

isolieren, sondern sie jeweils in Kontexte einzuordnen und Zusammenhänge zu be-

leuchten.

Demokratie-, Diktaturgeschichte und die Geschichte der Menschheitsverbrechen 

dürfen nicht als konkurrierende, sondern müssen als sich ergänzende Erinnerungsar-

beiten begriffen werden.

Demokratie musste in einer Vielzahl von Kämpfen durchgesetzt werden, war lange 

Zeit gefährdet und ist wohl nie ganz ungefährdet.

Unsere deutsche Demokratie ist zur Zeit nur an den Rändern von Demokratiefeinden 

bedroht, dennoch müssen wir über populistische und gesellschaftliche Tendenzen 

sprechen, die unsere Demokratie zu deformieren drohen.
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Im heutigen „Gerard Behar Centre“ in Jerusalem fand 1961
der Prozess gegen Adolf Eichmann statt.
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1. Projektreise
Krakau/Auschwitz
13. 5. – 20. 5. 2017

Begegnung mit den NS-Verbrechen
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2. Projektreise
nach Frankfurt a. M.
27. 11. – 1. 12. 2017

Vertiefung der Recherchen
zum 1. Auschwitz-Prozess
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Bücher und Videos 

über Fritz Bauer 
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Viele Ideen zum GHO-Namen
Kuponumfrage: Zahlreiche Leser äußern ihre Gedanken

Heide (köh) Bei unserer
Kupon-Umfrage zur Namens-
gebung für das Gymnasium
Heide-Ost zeichnen sich zwei
bevorzugte Varianten ab: Vie-
le Leser sind für die Beibehal-
tung der jetzigen Bezeich-
nung und des Kürzels GHO,
andere schlagen einen promi-
nenten Namenspatron vor.
Neben dem vieldiskutierten
Fritz Bauer kommen auch An-
regungen, die von vornherein
nicht zu erwarten gewesen
wären. Eine Auswahl:

Das Gymnasium Heide-Ost
soll den Namen Brahms-Gym-
nasium tragen. Keine politische
Person, ein regionaler Begriff.

Hille Schulze, Heide

Die Linke Heide schlägt den
Namen Erwin-Rehn-Gym-
nasium vor. Erwin Rehn, in Hei-
de geboren, hat sich als Jugend-
licher gegen das System des
Nationalsozialismus gestellt, in-
dem er englische Flugblätter
mit seinen Klassenkameraden
diskutieren wollte und es nicht
so hinnahm, dass Menschen, die
nicht in diesem Land geboren
wurden, anders angesehen und
behandelt wurden. Dafür wur-
de er als 16-Jähriger denunziert
und inhaftiert, musste im KZ
bis zu seiner Befreiung zwei
Jahre schwere Zwangsarbeit
verrichten. Mit der Namensge-
bung Erwin-Rehn-Gymnasium
würde dieser Mensch geehrt
werden und das Gymnasium
hat mit seiner Geburt einen Be-
zug zur Stadt Heide, mit seinem
Tod zum Landkreis Dithmar-
schen, durch seine Schriftstelle-
rei einen Bezug zur Kultur, auf-
grund des Alters bei seiner Ver-
haftung einen Bezug zu den
Schülern des Gymnasiums, mit
seinem Handeln einen Bezug
zum Widerstand im National-
sozialismus und mit seinem
lebenslangem Leiden einen
Bezug zu Opfern des National-
sozialismus.

Thomas Palm, Heide

Entweder Klaus Groth oder
es bleibt der jetzige Name GHO!
Bloß nicht schon wieder solch
eine Bezeichnung, die niemand
kennen oder kennenlernen will.
GHO ist doch schon ein Quali-
tätsbegriff geworden.

Klaus Brandt, Heide

GHO ist doch eigentlich gar
kein Name, sondern eine nüch-
terne Schulart-, Orts- und Lage-
beschreibung. Da als Schulna-
me Klaus Groth bereits ver-
geben ist, wäre womöglich
Heinrich von Zütphen ange-
bracht, passend auch zum
Zütphen-Friedhof.

Wiebke S. Nissen,
Lohe-Rickelshof

GHO soll bleiben. Ist, wie
schon gesagt, ein Markenzei-
chen der Stadt Heide. Ob alle
Menschen, die im Alter von
Herrn Steincke sind, wissen
wer Fritz Bauer war? Von den
Jüngeren sicher nur sehr weni-
ge!

Klaus Striebeck, Heide

Das Gymnasium Heide-Ost
sollte den Namen Fritz-Bauer-
Gymnasium tragen.

Dr. Martin Westphal,
Museen im Kulturzentrum,
Rendsburg

Das Gymnasium sollte den
Namen Fritz-Bauer-Gymnasi-
um tragen.

Kerstin Ehmen,
St. Michaelisdonn

Der Name des Gymnasiums
Heide-Ost soll bleiben. Begrün-
dung: Als langjährige Lehrkraft
am GHO (seit 1981) bin ich der
Auffassung, dass dieser Name
in der Öffentlichkeit fest veran-
kert ist und wir uns einen
Namen gemacht haben.

Annegret Bezziche,
Süderheistedt

Das Gymnasium Heide-Ost
sollte den Namen Fritz-Bauer-
Gymnasium tragen.

Frederika Brandt-Doerr,
Heide

Ich habe keine eigene Schul-
vergangenheit zum Gymnasi-
um Heide-Ost, halte es aber für
eine außerordentlich gute Gele-
genheit, die Schule umzubenen-

nen in Fritz-Bauer-Gymnasium,
gerade um Heranwachsende
mit dem wichtigen Wirken von
Fritz Bauer bekannt zu machen
(gerade in der heutigen Zeit!).
Jochen Rübeling, Nordhastedt

Der Name der Schule soll
bleiben – man denke nur an die
Umbenennungen der Ostsee-
halle in Kiel oder des Volks-
parkstadions in Hamburg. Der
Volksmund wird immer beim
Gymnasium Heide-Ost bleiben.
Wer ist sich da sicher, ob viel-
leicht in zehn oder 30 Jahren
noch etwas Nachteiliges über
irgendeine Person herausgefun-
den wird – dann geht das Thea-
ter von vorne los. Also, GHO
soll bleiben. Es gibt wirklich
wichtigere Sachen in Heide.

Manfred Raske, Linden

Die Diskussion um eine neue
Namensgebung ist sehr zu be-
grüßen. Die Bezeichnung GHO
wirkt sehr nüchtern und erin-

nert mehr an eine Bushaltestel-
le als an ein Gymnasium mit
Anspruch. Eine sinnvolle
Namensgebung ist immer mit
Assoziationen zu den Namens-
gebern verbunden. Gerade in
Bildungseinrichtungen setzen
sich Pädagogen und Schüler-
schaft mit dem Wirken dieser
Vorbild und Beispiel gebenden
Personen auseinander. Ob nun
Hannah Arendt, Albert
Schweitzer, Werner Heisen-
berg, Schiller, sie geben der
Schule ein Gesicht und eine
Identität. So steht der Name
Fritz Bauer beispielgebend für
die Schaffung eines demokrati-
schen Rechtsbewusstseins in
der Nachkriegszeit. Ein guter
Name – auch für die Zukunft
– für die Pädagogen und die
Schülerschaft.

Jürgen Thiele, Heide

Es folgt noch eine weitere
Zusammenfassung mit den letz-
ten Beiträgen.

Johannes Brahms: Auch sein Name wird in der Diskussion um
die GHO-Namensgebung genannt.

Ein weiterer Vorschlag zur Umbenennung des Gymnasiums
Heide-Ost: Heinrich von Zütphen.
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Wer sind wir?

Die „ Stiftung gegen Extremismus und Gewalt in Heide und Umgebung“ hat sich 
die Förderung von Bildung und Erziehung sowie der Wissenschaft und Forschung 
zum Ziel gesetzt, um zum einen die Geschichte von 1933 bis 1945 aufzuarbeiten 
und zum anderen Vorsorge dafür zu treffen, dass heute und morgen nicht erneut 
Extremismus und Gewalt unsere Demokratie gefährden.

Die Stiftung will Anreize und Denkanstöße insbesondere für junge Menschen ge-
ben, unsere demokratische Gesellschaft mit ihrer Meinungsvielfalt und Toleranz 
zu stärken und immun gegen autoritäre Strukturen zu machen.

Die Stiftung will dazu beitragen, dass über Bewusstseinsprozesse in unserer Ge-
sellschaft nie wieder so schreckliche Dinge geschehen können wie in der jüngs-
ten deutschen Geschichte. Sie will zeigen, dass auch hier in Heide und Umgebung 
Extremismus und Gewalt geherrscht haben und man auch gegenüber neuen 
Gefahren von Rechts, Links, Religiösem Fanatismus oder von welcher Seite auch 
immer, niemals wegsehen darf.

Alle Stiftungsmitglieder arbeiten ehrenamtlich. Wir rechnen weder Verwaltungs-, 
Reisekosten noch irgendwelche Entschädigungen ab.

Wenn Sie unsere Arbeit unterstützen wollen, helfen Sie uns bitte mit einer Spen-
de. Über die abgeschlossenen Projekte bringen wir – wenn es finanziell zu schaf-
fen ist – zur Belohnung für engagierte Schülerarbeiten und zur Verbreitung der 
Erkenntnisse kleine Bücher heraus, die dann kostenlos an junge Menschen zur 
Nachahmung, an Eltern, Großeltern, andere Schulen, öffentliche Archive und Medi-
en verschenkt werden. Auf unseren Internetseiten (www.stiftung-geug-heide.de) 
können die Bücher durch einen Klick auf den Umschlag kostenlos als PDF-Dateien 
heruntergeladen und selbst ausgedruckt werden.

Unsere Kontonummer bei der VR-Bank Westküste eG. in Heide, Markt 73-75 lautet:

Stiftung GEuG Heide
IBAN: DE20 2186 0418 0003 3639 02
BIC: GENODEF1RHE
Verwendungszweck: Spende für Schülerprojekte
(Sie erhalten auf Wunsch von uns eine Spendenbescheinigung; 
 Freistellungsbescheid vom Finanzamt Itzehoe wurde erteilt)
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Die wichtigsten bisherigen Projekte (Kurzform)

•	 Ausstellung „Vor aller Augen“ in Heide, Brunsbüttel, Marne, Itzehoe
•	 Ausstellung „Haben wir nichts gewusst“ in Heide, Husum, Flensburg, Marne
•	 Diskussionsveranstaltung „Toleranz in Christentum und Islam“ Heide + Brunsbüttel
•	 Ausstellung „Gegen Diktatur – Demokratischer Widerstand in Deutschland“
	 Heide + Rendsburg
•	 Schulunterrichtsprojekt „Leben unter Zwang“ Gräber polnischer Zwangsarbeiter
	 m. WHG + ev. Kirche 
•	 Ausstellungen „Im Namen des Volkes-Justiz im NS“ (Meldorf, Kiel, Lübeck, Flensburg,
	 Schleswig + Itzehoe)
•	 Neugestaltung der Kriegsgräberanlage auf dem Südfriedhof in Heide mit ev. Kirche
	 und Schulklasse WHG
•	 Betreuung Gudendorf-Russenfriedhof-Besuch einer Schülergruppe aus Minsk/
	 Weissrussland mit WHG
•	 Jährliche Putzaktion aller Heider Stolpersteine am 9.11. mit jungen Menschen,
	 Vereinen und Institutionen
•	 Info-Marktstand Heide und Berichte an die Heider Ratsversammlung
•	 Infoveranstaltung in Anklam zur Unterstützung der Gründung einer dortigen Stiftung
	 nach Heider Muster
•	 Ausstellung „Verfolgung und Ermordung der europ. Juden“ im BBZ Heide, Flensburg, 
	 Marne + Husum
•	 Einleitung der Umbenennung der „Gustav-Frenssen-Straße“ in Heide, Meldorf, Marne, 
	 Brunsbüttel
•	 Neugestaltung der Kriegsgräberanlage Russenfriedhof Heide mit Schulklasse WHG und
	 Stadt Heide
•	 Ausstellung über DDR-Unrecht „Im Namen des Volkes“ in der Heider FHS mit Begleit-
	 veranstaltungen
•	 Einleitung der Umbenennung der Heider „Carl-Diem-Halle“ mit Schulklasse GHO
	 (Gymnasium H-Ost)
•	 Erarbeitung einer Stolpersteine-Internet-App mit dem Offenem Kanal Westküste und
	 dem NDR Studio Heide
•	 Ausstellung „Die braune Falle“ im BBZ Heide mit dem Bundesamt für Verfassungsschutz 
	 für Schulklassen
•	 Ausstellung „Die missbrauchte Religion - Islamisten in Deutschland“ in der Fachhoch-
	 schule Westküste
•	 Unterrichtsprojekt „Vernichtungskrieg – der andere Holocaust“ mit dem Gymnasium 
	 Heide-Ost
•	 Anne-Frank-Ausstellung in der Heider Kirche mit Schülerführungen für Klassen aus
	 Heide und dem Umland
•	 Druck/Verteilung eines umfassenden Programmheftes „Holocaust“;
	 Theateraufführungen von Schülern GHO
•	 Weitere Projekte sind in Vorbereitung

Dazu erfolgte eine Vielzahl von weiteren Kooperationen und öffentlichen Auftritten in Zusammenarbeit mit der 
Presse, dem Offenen Kanal Westküste, dem NDR Studio Heide u.a. Ab 2015 begann eine neue Zusammenarbeit 
mit dem bundesweiten Verein „Gegen Vergessen – Für Demokratie“ in Berlin. Vorrangiges Ziel ist es, junge Men-
schen immun zu machen gegen Extremismus, Gewalt und menschenverachtende Ideologien. 
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